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E d i t o r i a l
Hallo liebe Wutjurist_innen.

Die Wirtschaft erholte sich nach einem markerschüt-

ternden Zusammenbruch. Sparpakete wurden ge-

schnürt um staatliche Hilfen gegenzufinanzieren. Der 

Castor verzögerte sich um Rekordzeit wegen massen-

haften Protests. Wie schon beim Bauernaufstand 1524 

rumorte es in Baden- Württemberg, Kastanien flogen 

gegen einen Bahnhofsumbau. Strukturkonservativ war 

uns die Annäherung an neue Themen noch nicht mög-

lich.

Integrationsdebatten, also die Definition eines Eigenen, 

im Umkehrschluss die feste Ausgrenzung des Ande-

ren, sind für Rechtsobjekte in Residenzpflicht (S. 23) 

und Rechtswegversagung bei Abschiebungen (S.14) 

nur noch zynisch. Das Bekenntnis zum Grundgesetz, 

welches jetzt jeder vom Bund geförderten Initiative ab-

gefordert wird, hatte Gefängniswärter vor den 70ern 

auch nicht interessiert. Vom Weg zur Haft ohne eigenes 

Verschulden erzählt der Strafprozess gegen eine ge-

mutmaßte Brandstifterin (S. 11). 

Was dagegen hilft: Lernen (BAKJ Kongress S. 28), ler-

nen (Gruppenpraktikum S. 26) und nochmals lernen, 

ein bisschen wählen (S. 29), aber nicht die Bösen am 

Fachbereich (S. 31), und dem Dagegen helfen (Demo-

beobachtungen S. 5).

eure kritischen jurist_innen
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Am 26. November 2010 gab es bei der Gewerkschaft 
der Polizei hängende Köpfe, während Bürgerrechtlerin-
nen, liberale Medien und linke Gruppen feierten: Als er-
stes Land soll Berlin im Januar die Kennzeichnungspfli-
cht für seine Polizisten und Polizistinnen einführen, so 
lautete an diesem Tag das Ergebnis der Einigungsstelle 
für Personalvertretungssachen.

Diese musste herangezogen werden, weil die von Inn-
ensenator Ehrhart Körting und Polizeipräsident Dieter 
Glietsch befürwortete Kennzeichnung auf heftigen Wid-
erstand seitens der Polizeigewerkschaften gestoßen 
war. Im Plenum des Hauptpersonalrats war zuvor keine 
Lösung erzielt worden, weshalb die Entscheidung weit-
er gegeben wurde. Berliner Polizisten und Polizistinnen 
werden nun künftig zwischen einer fünf- bis sechsstel-
ligen individuellen Nummer und einem Namensschild 
wählen müssen und diese zu Einsätzen bei sich tragen.

Bisher tragen Einsatzkräfte, wenn überhaupt, lediglich 
Gruppennummern, die zudem häufig zu Überforderung 
zu führen schienen: So tauchten immer wieder Beamte 
oder Beamtinnen mit Helmnummern auf, die sich nicht 
mit der Rückennummer deckten und so eine Zuordnung 
unmöglich machten. Die Kennzeichnungspflicht war in-
folge ausufernder Polizeigewalt bei Demonstrationen 
gefordert worden. Dass sie notwendig ist, zeigt die Tat-
sache, dass Anzeigen wegen Körperverletzung im Amt 
nur in ein bis zwei Prozent der Fälle wirklich zur Anklage 
durch die Staatsanwaltschaft führen - oft mit der Be-
gründung, der Täter oder die Täterin sei nicht mehr zu 
ermitteln.

Die Kernproblematik liegt dabei bei der Bereitschaft-
spolizei, denn sie ist es, die zu Demonstrationen und 
politischen Events auffährt, und sie ist es, der der über-
wältigende Teil der Gewalttaten und Rechtsverstöße 
vorgeworfen wird. Und genau sie soll nun einen Sonder-
status genießen. In der Spontanen Fragestunde des 
Abgeordnetenhauses Berlin am 25. November erklärte 
Innensenator Körting: 

„Für die Bereitschaftspolizei ist ein anderes Verfahren 
vorgesehen. Die Bereitschaftspolizei hat jetzt aus tak-
tischen Gründen eine Kennzeichnung mit vier Ziffern. 
Der Vorschlag des Polizeipräsidenten beinhaltet, dass 
künftig eine taktische Kennzeichnung entweder mit fünf 

Ziffern oder mit vier Ziffern und einem Buchstaben erfol-
gen soll, wobei diese dann nicht auf eine einzelne Per-
son fixiert sind, sondern jeweils auf die Zusammenset-
zung der Gruppe. Insofern kann durchaus ein Wechsel 
stattfinden.“

Die Einheiten der Bereitschaftspolizei werden also 
nach wie vor keine persönliche Kennzeichnung tragen, 
sondern eine gruppenbezogene und temporäre Num-
mer. Unklar bleibt bei dieser Formulierung zunächst, 
ob es sich wie bisher um eine Nummer für die gesamte 
Gruppe oder um eine individualisierte Nummerierung 
handeln wird. Teilweise wird auf linken Plattformen von 
einer Gruppennummer ausgegangen. Da hierdurch aber 
die Neuerung komplett ausgehebelt würde (bzw. alles 
beim Alten bliebe), weil eine Kennzeichnung nur dann 
Sinn ergibt, wenn auch einzelne Beamte und Beam-
tinnen identifiziert werden können, ist von Letzterem 
auszugehen.

Dies sollte zwar ausreichen, um eine bestimmte Einsatz-
kraft bei einem bestimmten Vorfall zu identifizieren und 
zur Verantwortung zu ziehen. Es verbinden sich damit 
jedoch ansonsten keine weitergehenden Konsequen-
zen für den Einzelnen oder die Einzelne, da die Num-
mern theoretisch nach jedem Einsatz wechseln kön-
nen. Zudem bleibt zu befürchten, dass es in der Hitze 
des Gefechts weiterhin versäumt werden könnte, die 
zur Rückennummer passende Helmnummer zu wählen 
- womit, wie bisher auch, eine Zuordnung nicht mehr 
möglich wäre. Und danach hat die oder der Betreffende 
dann auch schon wieder eine andere Nummer.

Auch jenseits der praktischen Konsequenzen muss 
gefragt werden, warum ausgerechnet die Berliner Be-
reitschaftspolizei eine besondere und anonymisierende 
Privilegierung verdient hat. Ihr bisheriges Verhalten 
kann wohl kaum Grund dafür sein. Bleibt festzuhalten, 
dass die Einheiten, wegen deren Gewaltexzessen die 
Kennzeichnungspflicht überhaupt eingeführt werden 
konnte, von ihr am wenigsten betroffen sein werden.

Nach neuestem Stand hat Körting die Einführung auch 
schon wieder weiter relativiert: Sie werde um einige 
Monate irgendwo ins erste Halbjahr 2011 verschoben. 
Wir warten ab, ob am Ende des Gezerres wirklich eine 
Kennzeichnungspflicht stehen wird.

-Benjamin

Kennzeichnungspflicht

blind date
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Presseerklärung KJ/ akj-berlin zur Beobachtung der 
Demonstration „Freiheit statt Angst“ am 11. Septem-
ber 2010

Anlässlich der am 11. September 2010 abgehaltenen 
Demonstration “Freiheit statt Angst” haben die 
Kritischen Jurist_innen an der Freien Universität Ber-
lin (KJ) und der arbeitskreis kritischer juristinnen und 
juristen an der Humboldt-Universität zu Berlin (akj-ber-
lin) mit über 20 BeobachterInnen eine Demonstrations-
beobachtung durchgeführt.

Demonstrationsbeobachtungen rühren aus der Er-
fahrung her, dass es bei vergleichbaren Versammlun-
gen immer wieder zu Beschränkungen der Demon-
strationsfreiheit und zu Auseinandersetzungen mit der 
Polizei kommt. So gab es bei der gleichnamigen Ver-
sammlung des Vorjahres einen gewaltsamen Übergriff 
durch Polizeibeamte, der jedoch gefilmt wurde und 
bundesweit für Schlagzeilen sorgte. Daher war es un-
ser Ziel, als von der Polizei und den VeranstalterInnen 
unabhängige BeobachterInnen den Demonstrations-
verlauf zu dokumentieren.

Als Resümee der Demonstrationsbeobachtung lässt 
sich ein insgesamt positives Fazit ziehen. Zunächst ver-
zichtete die Polizei auf die anlasslosen, sonst üblichen 
Vorkontrollen von DemonstrationsteilnehmerInnen, die 
auch vom Bundesverfassungsgericht bereits gerügt 
wurden. Das Absehen von derart einschüchternden 
Maßnahmen hat erwartungsgemäß zur Deeskalation 
im Vorfeld beigetragen. Weiterhin hat die Polizei darauf 
verzichtet, unabhängig von einer konkreten Gefahr 
flächendeckend Videoaufnahmen anzufertigen. Sie 
trug damit einer Entscheidung des Verwaltungsger-
ichts Berlin Rechnung, das solche Übersichtsaufnah-
men für rechtswidrig erklärt hatte. Schließlich wurden 
die wenigen, vermeidbaren Konfrontationen durch be-
herztes Eingreifen von OrdnerInnen entschärft. Verein-
zelt war zu beobachten, dass auch die Polizeiführung 
darauf hinwirkte, dass sich die Einsatzkräfte recht bald 
aus der Demonstration zurückzogen und in einer an-

deren Situation ihre Helme abnahmen. Festnahmen sind 
uns nicht bekannt.

Der Eindruck einer insgesamt zurückhaltenden 
Polizeipräsenz wurde jedoch durch die hohe Anzahl 
zivil gekleideter PolizeibeamtInnen im Demonstration-
szug erheblich getrübt, die sich erst im späteren Ver-
lauf der Demonstration durch entsprechende Westen 
zu erkennen gaben – wenn überhaupt. Nach dem Ver-
sammlungsgesetz müssen bei einer Demonstration 
anwesende Polizeibeamte sich als solche zu erkennen 
geben. Auch ist es bedenklich, dass die durch die Num-
merierung der Einheiten ohnehin nur geringe Identifi-
zierbarkeit von BeamtInnen im geschlossenen Einsatz 
konterkariert wurde, indem unterschiedliche Nummern 
auf Helmen und Uniformen getragen oder die Helmnum-
merierung durch entsprechende Überzüge verdeckt 
wurden.

Kristina Tiek von den Kritischen Jurist_innen FU ergänzt: 
„Die vereinzelten Konfrontationen waren von polizeilich-
er Seite provoziert. Ihre Präsenz unmittelbar am Antika-
pitalistischen Block war überflüssig und hatte darüber 
hinaus stigmatisierenden Charakter.“

Grundsätzlich zu kritisieren sind auch die von der Polizei 
im Vorfeld verfügten Auflagen für die Versammlung. So 
enthielt der Auflagenbescheid folgende Verpflichtung: 
„Die Inbetriebnahme von Lautsprechern ist nur insoweit 
und in der Lautstärke zulässig, wie es die Meinung-
skundgabe an die Versammlungsteilnehmer erforderlich 
macht.“

Stefanie Richter, Sprecherin des akj-berlin: „Nicht nur, 
dass die Versammlungsfreiheit auch das Recht umfasst, 
sich über die VersammlungsteilnehmerInnen hinaus an 
die Öffentlichkeit zu wenden, ist diese Auflage vor allem 
kleinlich und unbestimmt. Auch die übrigen Auflagen 
schränkten das Recht der TeilnehmerInnen, über die 
Gestaltung und Erscheinungsweise ihrer Demonstration 
selbst zu bestimmen, rechtswidrig ein.“

Was ist das ?
 
Immer wieder kommt es bei Demonstrationen zu (ge-
walttätigen) Ausschreitungen der Polizei gegen Dem-
onstrationsteilnehmer_innen. Die Versammlungsfreiheit 
wird auch durch sonstige Maßnahmen eingeschränkt (z. 
B. Abfilmen der Demo, Vorkontrollen). 

Unsere Demobeobachtung gilt dem Schutz des Rechts 
auf Versammlungsfreiheit (Art. 8 Grundgesetz). Dabei 
handelt es sich um ein hohes Rechtsgut, dessen Wah-
rnehmung zu den unentbehrlichen und grundlegenden 
Funktionselementen eines demokratischen Gemein-
wesens zählt und den politischen Betrieb vor Erstarrung 

Demonstrationsbeobachtung
in geschäftiger Routine bewahrt (so zumindest das Bun-
desverfassungsgericht).

Um den Schutz der grundlegenden Rechte auf Ver-
sammlungs- und Meinungsfreiheit zu organisieren, neh-
men wir die Maßnahmen der Ordnungskräfte als rechts- 
und demoerfahrene Bürger_innen unter die öffentliche 
Lupe. Mit meist 20 Beobachter_innen sind wir auf  Dem-
onstrationen dabei. Als Beobachter_innen sind wir kein 
Teil der Demo und greifen auch nicht in deren Verlauf 
ein. Nach der Demo veröffentlichen wir das Ergebnis 
unserer Beobachtungen, um zu einer kritischen Ge-
genöffentlichkeit zu den üblichen Medienberichten bei-
zutragen.

Ein weiteres Mal: Ohne Polizei ist ganz nett 
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So hatte das Verwaltungsgericht Berlin 2009 eine auch 
diesmal wieder verwendete Auflage für rechtswid-
rig erklärt, die das bloße Zusammenhalten von Trans-
parenten verbietet, wenn diese längs der Fahrbahn 
getragen werden. Gipfel der Pedanterie ist es, dem 
Versammlungsleiter nahezulegen, zur Vermeidung von 
Anschlussversammlungen für das Einsammeln der 
Transparente zu sorgen, und die Traghöhe von Bannern 

auf vier Meter zu beschränken, um so deren Kontakt mit 
der Oberleitung von Straßenbahnen zu vermeiden.
Schließlich ist es nicht begreiflich, warum zum Schutz 
des Museums für Kommunikation Polizeihunde verwen-
det wurden. Der Einsatz von Tieren auf Demonstrationen 
ist aus Gründen des Tierschutzes unverantwortlich und 
dient der bloßen Einschüchterung.

Anlässlich der vom Silvio-Meier-Bündnis am 20. Novem-
ber 2010 veranstalteten Demonstration zum Gedenken 
an den 1992 von Neonazis ermordeten Hausbesetzer 
und Antifaschisten Silvio Meier führten die Kritischen 
Jurist_innen der Freien Universität Berlin eine Dem-
onstrationsbeobachtung mit ca. 20 BeobachterInnen 
durch.

 Bei den Vorkontrollen zu Versammlungsbeginn wurden 
von einzelnen Polizeigruppen sämtliche zuströmende 
Personen kontrolliert, während an anderen Stellen diese 
wie eigentlich rechtsmäßig nur nach Stichproben passi-
erten. Auch scheint es, als wäre der Auflagenbescheid 
nicht allen eingesetzten Beamt_innen bekannt, so kam 
es zur Abweisung von erlaubten Hochtransparenten 
und Menschen mit Stahlkappenschuhen. Aufgrund von 
Wollmütze und Schal wurden überzogenerweise auch 
einzelne Personalien festgestellt. An den Stellen der 
regiden Vorkontrollen staute es sich derart, dass Ver-
sammlungsteilnehmer_innen sich der schon losschrei-
tenden Demonstraion nicht anschließen konnten.

Die Demonstration konnte an sich ohne Vorkommnisse 
ausgeführt werden. Zwei Böller waren, wie zu begrüßen 
ist, kein Anlass, den Zug aufzuhalten. Die präven-
tive Maßnahme, die gesamten Läden und Lokale in 
der Simon-Dach-Straße zu verbarrikadieren, behelmte 
Polizist_innen zu postieren (teilweise mit Hunden) und 
Fahrzeuge auf den Gehweg abzustellen, ist unverhält-
nismäßig und wirft der Demonstration eine Gewalttätig-
keit vor, die nicht ersichtlich war. Insgesamt wurde eine 
friedliche Demonstration ermöglicht, dies auch durch 
Abwesenheit von Polizeieinheiten direkt am Aufzug.

Entgegen dem Urteil des Berliner Verwaltungsgerichts, 
nach dem Demonstrationen nur noch bei erheblicher 
Gefahr für die öffentliche Sicherheit abgefilmt werden 
dürfen, um friedliche Demonstrierende nicht vom Ge-
brauch ihrer Grundrechte abzuschrecken, wurde die 

Demonstration teilweise flächendeckend gefilmt. Für 
die einzelnen Abschnitte, an denen die Polizei da-
rauf verwies, mit den Kameras keine Aufzeichnungen 
gemacht zu haben, gilt: Eine auf Teilnehmer_innen ger-
ichtete Kamera entfaltet ihre abschreckende Wirkung, 
ob sie aufzeichnet oder nicht.

Nach Auflösung der Demonstration um 17:50 Uhr fand 
sich ein Großteil der Demonstration in der Rigaer Straße 
/ Ecke Samariterstraße plötzlich in einer absurden Lage: 
Die Polizei drohte mit Gewalt, sollte der Platz nicht 
geräumt werden, sperrte aber gleichzeitig alle Aus-
gänge ab und ließ nur willkürlich Kleingruppen hinaus. 
So kam es hier nach dem Ende einer völlig friedlichen 
Demonstration unnötigerweise noch zu mehreren Fest-
nahmen und brutalem Vorgehen durch die Polizei. Eine 
Journalistin wurde attackiert, Menschen, die den Platz 
verlassen wollten, erhielten Faustschläge ins Gesicht, 
Festgenommene wurden unter dem Gewicht mehrerer 
Beamt_innen auf den Boden gedrückt, es wurde ver-
sucht, Demonstrationsbeobachter_innen vom Gesche-
hen fernzuhalten und Pressevertreter_innen wurden mit 
Scheinwerfern geblendet. Zudem wurde eine Person 
unter Fausthieben in einen Polizeiwagen verfrachtet, 
in dem sodann die Vorhänge zugezogen und das Licht 
gelöscht wurde.

“Ein weiteres Mal hat sich gezeigt, dass die Abwesen-
heit der Polizei einen friedlichen und störungsfreien Ver-
lauf fördert”, sagt Kristina Tiek, Pressesprecherin der 
Kritischen Jurist_innen. “Hinsichtlich der Vorkontrollen 
und des Abfilmens ist es bedauerlich, dass sich die 
Berliner Polizei weiter über die Rechtslage hinwegsetzt. 
Bezüglich der ausschreitenden und unnötigen Festnah-
men begrüßen wir eine baldige Einführung der Ken-
nzeichnungspflicht.”

Silvio-Meier-Gedenkdemonstration

kein Anrecht auf Verpixelung: Polizei-Streetview
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W i r  i m  I n t e r n e t

“Weil es in den Vorjahren immer wieder zu Polizeiüberg-
riffen gekommen war, stand der Zug unter Beobachtung 
des »Arbeitskreises kritischer Jurist_innen« (akj). Die Ini-
tiative warf der Polizei vor, bei den Festnahmen unver-
hältnismäßig vorgegangen zu sein.” 22.11.2010

“Die Polizei fordert mehrfach auf, den Platz zu räumen. 
Als nach einer halben Stunde nichts geschieht, schickt 
sie ein Antikonflikt-Team vor. Immer wieder kommt es 
zu Handgreiflichkeiten zwischen den Linken und der 
Polizei. Die Juristen von der FU sprechen von unnötiger 
Polizeibrutalität. Erneut fliegen Flaschen.” 21.11.2010

“Die Kritischen Juristinnen der Freien Universität (FU) 
warfen der Polizei vor, bei den Festnahmen unverhält-
nismäßig vorgegangen zu sein. Auch kritisierten die 
Demonstrationsbeobachter, dass die Teilnehmer gefilmt 
wurden. Anfang Juli hatte das Verwaltungsgericht das 
Filmen von friedlichen Demonstrationen für rechtswid-
rig erklärt. Die Polizei legte Berufung ein und setzt bis 
zur abschließenden juristischen Klärung ihre bisherige 
Praxis fort.” 21.11.2010

“Demonstrationsbeobachter der Kritischen Juristen der 
FU Berlin kritisierten rigide Vorkontrollen der Demon-
strationsteilnehmer durch die Polizei. Anstatt nur ver-
einzelte Stichproben vorzunehmen, seien von einzel-
nen Polizeigruppen "sämtliche zuströmende Personen" 
kontrolliert worden, heißt es in einer Pressemitteilung. 
Zudem sei die Demonstration "teilweise flächendeck-
end" gefilmt worden, obwohl laut Urteil des Berliner Ver-
waltungsgerichtes dies nur noch bei erheblicher Gefahr 
für die öffentliche Sicherheit zulässig ist.” 21.11.2010

W i r  i n  d e r  P r e s s e

“Die Kritischen JuristInnen der Freien 
Universität (FU) warfen der Polizei vor, 
bei den Festnahmen unverhältnismäßig 
vorgegangen zu sein. Auch kritisierten 
die Demonstrationsbeobachter, dass die 

Teilnehmer gefilmt wurden. Anfang Juli hatte das Ver-
waltungsgericht das Filmen von friedlichen Demonstra-
tionen für rechtswidrig erklärt. Die Polizei legte Beru-
fung ein und setzt bis zur abschließenden juristischen 
Klärung ihre bisherige Praxis fort.” 21.11.2010

http://www.rechtskritik.de
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Am Montag, dem 25.10.2010 fand in der Vertretung des 
Landes Sachsen-Anhalt beim Bund in Berlin-Mitte eine 
Veranstaltung von Amnesty International (im Text als AI 
abgekürzt) unter dem Titel “Täter Unbekannt” statt. AI 
hatte Mitte des Jahres einen ca. 100-seitigen Bericht 
zur Polizeigewalt in Deutschland herausgegeben und 
dieser Bericht und seine Forderungen bildeten quasi 
das Rahmenprogramm der Veranstaltung .

I. Der Bericht

Ich möchte erst mal einleitend einige Worte zu dem 
Bericht verlieren. Er macht seine Argumentation und 
Beobachtungen an ausgewählten Einzelfällen fest, die 
AI tiefergehend recherchiert hat. Dabei bleibt es leider 
nur bei diesen Einzelfällen, strukturelle Phänomene 
und Statistikmaterial wird kaum erhoben, vielmehr wird 
die “Schwarze-Schafe-These”, die Polizei und Innen-
ministerien vertreten, unterstützt – also die These, dass 
die einzelnen Vorfälle auf schwarze Schafe innerhalb 
der Polizei zurückzuführen seien, aber das rein men-
schlicher Natur sei, und deswegen keine strukturellen 
Probleme zu finden seien. AI reiht sich also in diese 
Reihe mit ein und verschläft m.E. damit einen Großteil 
der Problematik. Stringent dreht sich der Bericht dann 
auch nicht um die Analyse der Polizei als Ganzes und 
ihrer internen Vorgänge, sondern größtenteils um die 
kaum erfolgreiche Strafverfolgung und mangelnde 
Aufklärung dieser Einzelfälle. Hiermit wird zwar ein 
wichtiger Teilbereich in der Frage Polizeigewalt ab-
gedeckt, aber  keine umfassende Perspektive ange-
boten.  Das führt zu den Forderungen von AI, die fast 
durchgehend im Bereich “Aufarbeitung von Polizeige-
walt” angesiedelt sind: identifizierende Kennzeich-
nung von Polizeibeamten, Audio- und Videoüberwa-
chung in Gewahrsamsräumen, bessere Rechtsschutz 
und –wahrnehmungsmöglichkeiten durch Opfer von 
Polizeigewalt, unabhängige Ermittlungsinstanzen und 
–institutionen, spezialisierte Dezernate bei den Staat-
sanwaltschaften. Was AI zur direkten Prävention von 
Polizeigewalt fordert, ist vor allem: Menschenrechts-
bildung und Schulung für spezielle Situationen (z.B. 
Gewahrsam). Diese Forderungen sind soweit zu un-
terstützten, als dass man nicht die Illusion haben darf, 
diese wären abschließend – hier fehlt z.B. ein gesa-
mtgesellschaftlicher Blick, der die Tabuisierung durch 
viele Medien thematisiert oder die Phänomene der 
sogenannten “Cop Culture” und den Korpsgeist psy-
chologisch aufarbeitet. Auch die allgemeine Frage nach 
Präventionsmöglichkeiten des Machtmissbrauchs 
muss gestellt werden. Zu guter Letzt muss nicht nur 
die Polizei entsprechenden Fortbildungszwang haben, 
sondern auch Staatsanwaltschaft und Richter, die in 
ihrem Berufsalltag leider sehr selten den nötigen Ab-
stand zur Institution Polizei erkennen lassen.

II. Der Kongress

Ähnlich wie der Bericht ist auch die Haltung von AI auf 
dem Kongress zu bewerten. Gleich zu Beginn distan-
zierte sich Frau Lüke von Vorwürfen, die der Polizei 
strukturelle Probleme unterstellen würden – AI wolle 
nicht die Polizei in Deutschland herabwürdigen, wenn 
das so rüberkomme, so tue es ihnen Leid, das schien 
sie sagen zu wollen. Damit verliert die Kritik vieles an 
Biss und wird etwas schwunglos. Vielleicht lag das 
auch an den Teilnehmern, denn wenn man sich die 
Teilnehmerliste angeschaut hat, waren einerseits viele 
Referenten aus dem Polizeiumfeld, andererseits unter 
den Zuhörern viele Polizeibeamte und Dozenten von 
Polizeihochschulen da, desweiteren einige aus den In-
nenministerien und Parteien. Andererseits waren auch 
einige Anwälte aus dem strafrechtlichen- und men-
schenrechtlichen Bereich anwesend, also Anwälte, die 
oft mit bürgerrechtlichen Fragen und mit Polizeigewalt 
in Berührung kommen. Was ebenfalls immer wieder 
auf diesem Kongress aufgefallen ist, ist die starke Fix-
ierung auf Stuttgart 21 und die Vorkommnisse rund um 
den Polizeieinsatz während des Baubeginns im Park. 
Gebetsmühlenartig wurden diese Ereignisse herange-
zogen, kaum beachtend, dass es auf Demonstrationen 
aus nicht-bürgerlichen Spektren und auch Fußballspie-
len in aller Regelmäßigkeit zu Polizeigewalt kommt. In-
sgesamt haben Demonstrationen auf diesem Kongress 
nur eine geringe Rolle gespielt, wahrscheinlich wollte 
sich AI nicht an der schwierigen Abgrenzung, ab wann 
ein gewalttätiger Einsatz in welchen Formen und unter 
welchen Gesichtspunkten auf Demonstrationen zuläs-
sig ist, heranwagen.

Der für mich interessanteste Vortrag an diesem Tag 
kam von Nicholas Long, der Commissioner bei der 
IPCC, der independent police complaints commission, 
ist. Mr. Long hat ausgeführt, wie diese unabhängige 
Untersuchungsinstanz in Sachen Polizei in England 
und Wales funktioniert. Dabei ist er auf die Historie 
eingegangen, mit der interessanten Bewertung, dass 
ein großer Anlass, der in den Medien breit diskutiert 
wurde (im Falle Englands der rassistisch motivierte 
Mord an Stephen Lawrence), ausschlaggebend für die 
Einrichtung dieser Kommission war. Dann hat er die 
Struktur näher erläutert, u.a. darf z.B. kein Commis-
sioner eine polizeiliche Vorgeschichte haben, es gibt 
für die Ermittlungen eine spezielle Hochschulausbil-
dung, die Arbeitsweise ist in mehrere Stufen geteilt, in 
der die Kommission einen unterschiedlichen Grad der 
Beteiligung an den Ermittlungen vornimmt und somit 
mit recht wenigen Ermittlern eine größere Menge an 
Beschwerden und Fällen bearbeiten kann. Bei letz-
terem liegt der Unterschied zwischen investigation, wo 
die Ermittler selbst ermitteln und unterschiedliche For-
men des managing, in der die Ermittler den Behörden 

TÄTER UNBEKANNT
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vorstehen bzw. Anleitungen und Hilfestellungen ge-
ben und überwachen. Der Rückhalt der Institution ist 
in der Bevölkerung und auch in den Polizeiabschnit-
ten über die Jahre gewachsen, Long beschreibt, dass 
inzwischen das Studium eines “reasonable level of 
trust” erreicht sei. Auch die Mittel der Sanktionen der 
Kommissionen sind stark – die Urteilsfindung und die 
konkreten Sanktionen bleiben zwar und richtigerweise 
bei den üblichen Stellen (Gerichte, Dienstaufsichtss-
tellen). Aber z.B. kann die Kommission bei fehlender 
Zusammenarbeit ein öffentliches Tribunal beantragen, 
was für die betreffenden Polizeiabschnitte in der Regel 
sehr  unangenehm ist. Mit diesen effektiven Mitteln 
ausgestattet, bietet die IPCC eine interessante Pers-
pektive in der Bekämpfung von Polizeigewalt. 

Einen weiteren sehr interessanten Vortrag hat Herr 
Behrendes, Stabsleiter des Polizeipräsidiums Köln, 
gehalten. Er hat ausgeführt, wie er nach dem Fall 
“Eigelstein” im Jahre 2002  die Restrukturierung der 
Polizei vorangebracht hat und dabei vor allem in seiner 
Analyse des Falls und der Polizeiwache interessante 

Punkte hervorgehoben. So war in dem Fall Eigelstein 
kein eingeschworenes Team am Werk, sondern eine 
Zufallsgruppe mit Beamten von unterschiedlichen 
Polizeiwachen. Herr Berehndes bezog sich ausführlich 
auf eine Studie der Fernuniverstität Hagen von 2002, 
die POLIS-Studie (Polizei im Spiegel), die aufgezeigt 
hat, dass die Grenze zwischen Profession und Ag-
gression sehr fließend ist. Im weiteren Vortrag ließ er 

durchscheinen, dass es bestimmte Phänomene auch 
aus seiner Sicht gibt: Korpsgeist, Chauvinismus, einen 
internen Wertekodex, der sich vom straf- und grun-
drechtlichen Wertekodex z.T. unterscheidet. Wichtig 
war für ihn bei der Verbesserung der Situation, dass 
er einen Mittelweg zwischen Frühwarnung vor gewalt-
tätigen Tendenzen und unerwünschten Ausprägungen 
einerseits und Denunziantentum andererseits findet. 
Wichtig war für ihn außerdem, dass eine Alternative 
zu Straf- und Disziplinarverfahren geschaffen werden 
muss, damit die Polizeibeamten einen besseren Hand-
lungsspielraum gegenüber ihren Kollegen haben, ohne 
sich selbst gleich strafbar zu machen oder komplett 
gegenüber den Ermittlern zu mauern. Seine These da-
bei war: das Straf- und Disziplinarrecht fördere z.Zt. 
die sogenannte “Mauer des Schweigens” in Polizei-
wachen. Konkret plädierte er für eine Schlichtungsin-
stanz für minderschwere Fälle. Prof. Behr (Hochschule 
der Polizei Hamburg) hat im Anschluss des Vortrages 
dann auch weitere konkrete Verbesserungsvorschläge 
gemacht, z.B. dass die Ausbildungspraktika für ange-
hende Polizisten nicht nur auf den Dienststellen ab-

geleistet werden sollen, sondern auch für einen Pers-
pektivenwechsel in sozialen Einrichtungen. Insgesamt 
ist der Vortrag als interessanter interner Blickwinkel 
abseits der Polizeigewerkschaften zu bewerten – Herr 
Behrendes hat mehrmals direkt und indirekt auf struk-
turelle Probleme in den Polizeiwachen hingewiesen  
und geht damit in meinen Augen weiter als AI es tut.

wirkt immer autoritär, wenn der Rechtsweg ausgeschlossen ist
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Auch Prof. Feltes, der den Lehrstuhl für Kriminologie in 
Bochum inne hat, sieht das Strafrecht als ungeeignet 
für die Lösung von Konflikten. Ein Teilansatz erschien 
ihm hier die Straffreiheit für die Selbstanzeige – ähn-
lich entsprechender Regelungen des Steuerrechts. Ich 
denke, dass man mit diesem Ansatz nur soweit mit-
gehen darf, als dass er Straffreiheit für die Deckungs-
Fälle bietet, in denen also Polizeibeamte nicht sofort 
Straftaten ihrer Kollegen angezeigt haben, sondern 
sich erst später dazu entschlossen haben. Das sollte 
genügen, um die Ängste vor der Strafverfolgung, die 
in einem “entweder ich sag’s gleich oder schweige 
für immer” enden, zu nehmen. Feltes plädiert auch 
dafür, den Täter-Opfer-Ausgleich in solchen Fällen 
konsequenter zu nutzen. Auf jeden Fall machen für ihn  
härtere Strafen keinen Sinn, weil die entsprechenden 
Regelungen ausreichen, durchaus aber Probleme bei 
der Umsetzung bestehen. Einen wichtigen Punkt sie-
ht er auch in der gesellschaftlichen Erwartung an die 
Polizei: da würde nämlich die Grenzüberschreitung 
akzeptiert und z.T. erwartet, was einen entsprech-
enden Effekt auf das Selbstverständnis der Beamten 
hat. Für die Einrichtung einer unabhängigen Kommis-
sion sieht er auf jeden Fall nicht nur einen Auftrag zur 
Aufarbeitung, sondern auch zur Prävention und betont, 
dass selbstbewusst, demokratisch erzogene, fachlich 
hoch ausgebildete Polizisten insgesamt deutlich weni-
ger Gewalttaten begehen.

Ich habe nicht chronologisch von den Vorträgen ber-
ichtet, darum seien nochmal die restlichen Vorträge 
kurz angeschnitten: der Vortrag des europäischen An-
tifolterkomitees (CPT) war geprägt von Kritik an der 
Zusammenarbeit der deutschen Behörden und der 
Nicht-Umsetzung ihrer Empfehlungen. Bei Nachfragen 
hat man aber auch deutlich gemerkt, dass Prof. Husey-
nov hier nur ein Teilbereich der Thematik abdecken 
konnte, da viele Sachen nicht dem Mandat des CPT 
unterlagen. Der Vortrag von General Kogler hat die 
österreichische Polizei als größte Menschenrechtsor-
ganisations dargestellt, aber insgesamt wenig Ergie-
biges vorgebracht – er war stolz, dass seine zentral-
isierte Institution die “Rückführung” von Ausländern 
etwas humaner gestalten konnte und hat ansonsten 
vor allem durchblicken lassen, dass es hier um das 
Öffentlichkeitsbild der Polizei geht und nicht um tief-
greifendes strukturelle Veränderungen. Ähnlich zahn-
los war die Vorstellung der zentralen Beschwerdestelle 
der Polizei Sachsen-Anhalt, die zwar etwas Unabhän-
gigkeit von der Polizei hat (und dem Innenministerium 
zugeordnet ist), aber nur Beschwerden verwaltet und 
umverteilt. Das System zeigt, dass ein Bedarf an einer 
zentralen, gut ausgebauten Institution da ist – aber 
mehr kann man als kritischer Beobachter auch nicht 
daraus ziehen. Beide Vorträge zeigten ganz gut, dass 
das Engagement von staatlicher Seite aus viel zu kurz 
greift und vor allem dem eigenen Image und der Ver-
waltungsumverteilung bestimmter Sachen dient, an 
den eigentlichen Problemen aber nur oberflächlich 
vorbeischrammt. Als letztes sei hier der Vortrag von 
Rainer Wendt von der Deutschen Polizeigewerkschaft 
erwähnt, der die Runde (und auch seine eigenen Kolle-
gen) erheiterte, aber nicht viel Konstruktives beitragen 

konnte. So war seine Erklärung für Statistiken, dass 
Polizeibeamte im Vergleich zum Rest der Bevölkerung 
nach Anzeigenerstattung eine bedeutend geringere 
Rate der Anklageerhebung hätten: “Ganz einfach: 
Polizeibeamte werden halt weniger straffällig.” An-
sonsten hat er sich gegen fast alle Forderungen von 
AI ausgesprochen, mit den gleichen Argumenten, die 
die DPolG und die GdP seit Jahren runterbeten (“War-
um? Weil sie richtig sind”). Problematisch ist an Wendt 
und den Gewerkschaften vor allem, dass sie mit ihrer 
starken Lobbyarbeit fast sämtliche Forderungen aus 
dem bürgerrechtlichen Bereich torpedieren und zu Fall 
bringen.

Zum Ende des Kongresses kam es zu einer Podi-
umsdiskussion, die aber wenig neue Erkenntnisse 
brachte – deshalb spare ich sie hier aus.

III. Fazit

Ich möchte mich nach einem doch sehr langen und 
ausführlichen Artikel kurz fassen: Amnesty wird auf 
der Tagung in ihren Erkenntnissen z.T. von der Polizei 
überholt und auch von anderen Referenten, die dur-
chaus strukturelle Probleme feststellen. Hier hätte die 
hohe Dichte an Vertretern von Polizei und Ministerien 
genutzt werden können, um an den eigenen Forder-
ungen mit Nachdruck festzuhalten, auf den eigenen, 
nicht unwichtigen, Status als internationale Menschen-
rechtsorganisation zu verweisen und auf eine klare Po-
sitionierung und evtl. Umsetzungsangebote bei den 
Entscheidungsträgern zu drängen. Gutes Material ha-
ben dafür Nicholas Long und Udo Berehndes geliefert, 
aber auch in Teilen Professor Feltes, den ich aber nur 
z.T. in seinen Forderungen nachvollziehen kann. Was 
nur zu hoffen bleibt, ist, dass die Anwesenden viele An-
regungen aus diesen von mir näher behandelten Vor-
trägen mitnehmen. AI sehe ich in der Aufgabe, sich in 
seiner Arbeit mehr zu radikalisieren – im eigentlichen 
Wortsinn, also: mehr an der Wurzel zu arbeiten und ein 
Konzept für eine Polizei vorzulegen, die menschenre-
chtlichen Anforderungen auch strukturell genügt. Nicht 
nur vom Gesetz her, sondern auch von der gesells-
chaftlichen Realität.

VI. Links

Ein Bericht von AI: http://www.amnestypolizei.de/ak-
tuell/fachtagung-in-berlin-intensiver-austausch-mit-
polizisten-politikern-juristen-und-wissenschaftlern

Die Aufzeichnung der Podiumsdiskussion: http://www.
ustream.tv/recorded/10419877

Hans Jagnow (ViaJura.de)
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Was bisher geschah:

In Friedrichshain fallen im Mai 2009 einer Polizeistreife 
brennende Grillanzünder an einem Auto auf. Der den 
Polizeiwagen steuernde Polizist hat kurz vorher einen 
Jugendlichen gesehen. Während er aussteigt, um die 
Grillanzünder vom Wagen zu entfernen, läuft seine 
Kollegin bereits los, um die Verfolgung aufzunehmen. 
Später treffen die Beiden an einem großen Platz wieder 
zusammen. Der Polizist erkennt in einer dunkel geklei-
deten Person den „Jugendlichen“ wieder. Es kommt zur 
Festnahme von Alex in einem Spätkauf.
 
Nach der Festnahme kam Alex aus der Gefangenen-
sammelstelle (Gesa) zunächst wieder auf freien Fuß. 
Sie wurde jedoch Opfer einer ausufernden medialen 
Hetzkampagne und zwei Tage später wieder in Untersu-
chungshaft gesteckt. Erst am Abend des dritten Verhan-
dlungstages des am 29. September 2009 beginnenden 
erstinstanzlichen Prozesses vor dem Amtsgericht Tier-
garten, in dem Alex wegen versuchter Brandstiftung 
angeklagt worden ist, wurde der Haftbefehl aufgehoben 
und Alex kam frei. Am vierten Verhandlungstag folgte 
dann endlich der zu erwartende Freispruch1. Die Staat-
sanwaltschaft legte jedoch Berufung ein.
 
Die Berufungsverhandlung:

Am 28. April 2010 begann die Verhandlung vor der 
kleinen Strafkammer des Landgerichts Berlin als zweite 
Tatsacheninstanz. Alex blieb weiterhin dabei, nicht 
auszusagen. Dann sollte der eigentliche Belastung-
szeuge Polizeikommissar (PK) Schulze aussagen. Vor-
her hatte der Vorsitzende Richter Jung noch eine Idee: 
Alex sollte sich zusammen mit drei anderen Frauen im 
Zuschauerraum verstecken und PK Schulze sollte sie 
dort wiedererkennen. Wenn er bereits dazu nicht in der 
Lage sei, könne seinem Wiedererkennen auch keine 
große Bedeutung beigemessen werden, so die These 
von Richter Jung.
 
PK Schulze betrat den Gerichtssaal und fing sich erst 
einmal eine Rüge von Richter Jung wegen seiner kurzen 
Hosen und des Kapuzenpullis ein. Dann wurde ihm die 
Frage gestellt, ob er die Angeklagte hier im Gerichtssaal 
wiedererkenne, wobei die Person, die er damals im Mai 
als verdächtig wahrgenommen habe, nicht im Saal sein 
müsse. Schulze erkannte Alex. Es folgte seine Verneh-
mung.
 
Im Großen und Ganzen verlief dieser Prozess nicht 
viel anders als der in der Vorinstanz. Die Situation in-
sgesamt war jedoch entspannter, da Alex nicht mehr in 
Haft war. Statt der ursprünglich drei angesetzten Ver-
handlungstage kam es zu fünf Tagen, da einige Zeugen 
nicht erschienen waren und nochmals geladen werden 
mussten. Außerdem wurden einige Zeugen auch das er-
ste Mal gehört, so z. B. Richter Dr. Lach, der von den 

1	 Dieser Prozess wurde von mir auch in der ersten Instanz 
beobachtet. Ein Artikel dazu findet sich in der Vorausgabe.

Verteidigerinnen als Zeuge benannt worden war und 
darüber Auskunft gab, warum Alex von ihm in erster 
Instanz freigesprochen wurde. Zudem wurde der Gu-
tachter zum Alkohol, der im ersten Prozess für Alexan-
dra eine verminderte Schuldfähigkeit infolge Alkohol-
genusses angenommen hatte, gegen eine Gutachterin 
ausgetauscht.
 
Bei den Aussagen der Polizeizeugen drehte es sich im-
mer wieder um ein Basecap, welches der verdächtige 
Jugendliche, den sie am Auto gesehen hatten, getragen 
haben soll. Dieses ist nämlich spurlos verschwunden. 
Es wurde weder bei der Festnahme von Alex noch auf 
dem vermeintlichen Fluchtweg gefunden.
 
Am 29. Juni 2010 war der fünfte und letzte Verhandlung-
stag. Schnell wurde noch ein Beweismittel nachgere-
icht, ein ärztliches Attest, welches bescheinigt, dass 
Alex an allergischem Asthma leidet.
 
Richter Jung schloss daraufhin die Beweisaufnahme. 
Es folgte das Plädoyer von Staatsanwältin Hoffmann. 
Sie kam zu dem Schluss, dass Alex der verdächtige Ju-
gendliche gewesen sei, den die Polizist_innen am Auto 
gesehen hatten. Dafür sprächen eine Gesamtschau der 
Indizien und auch das Schweigen der Angeklagten im 
Prozess. Später räumte sie jedoch selber ein, dass dies 
ihr gutes Recht sei.
 
Nun folgten die Plädoyers der Verteidigung. Rechtsan-
wältin Martina Arndt stand auf,begab sich in die Mitte 
des Saals und sagte: „Für unsere Mandantin möchte 
ich darauf hinweisen, dass der Verurteilungswille so-
weit geht, dass bei einem weiteren Rechtsmittel der 
Staatsanwaltschaft jedes Maß an Objektivität ver-
loren ist. In diesem Prozess haben die Verteidigerin-
nen mehrfach versucht darauf hinzuwirken, dass die 
Staatsanwaltschaft das Rechtsmittel zurücknimmt. Da-
her haben wir uns für eine unorthodoxe Vortragsweise 
entschieden, um die Staatsanwaltschaft auf die Objek-
tivität zurückzuführen.“
 
Sodann holte die Verteidigerin eine Kiste mit lauter 
Bausteinen hervor und zählte die einzelnen Indizien auf, 
wobei sie jeweils einen Stein auf den Tisch rechts neben 
sich legte und sie laut benannte. Dann wurden die Indi-
zien von Rechtsanwältin Arndt einzeln bewertet:

 

Sprühkopf (in Alex Kleidung wurde ein Sprühkopf ge-
funden und in Tatortnähe zwei Sprühdosen): Die In-
augenscheinnahme in der Hauptverhandlung hatte 
ergeben, dass die Dosen alt und leer waren. Welche 
Bedeutung haben sie? In der Hauptverhandlung haben 
wir durch Aufsetzen und Betätigen des Sprühkopfs auf 
die rote Dose gesehen, dass sich nachher rote Spuren 
an dem Sprühkopf befanden (der Sprühkopf wies zuvor 
keine Farbanhaftungen auf). Die Zeugin Lütz (festneh-

Prozessbeobachtung Alexandra R.
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mende Polizistin) sagte zudem aus: „Mir fielen bei der 
Begehung des Tatortes zwei Dosen auf, wenn die schon 
da gelegen hätten, wären wir drübergefahren.“ Außer-
dem sind die Sprühdosen nicht in irgendeiner Art bei 
der angeklagten Tat benutzt worden.
 
Schmutz (Alex‘ Kleidung wies Schmutzspuren auf): Die 
Zeugin Lütz sagte aus, dass es sich rund um die Liebig-
straße um eine Gegend handele, in der man öfter auf der 
Straße rumsitze. Der Schmutz sagt daher nichts aus.
 
Politische Einstellung (laut Staatsanwaltschaft gehört 
Alex zu einer politischen Szene, die Brandstiftungen an 
Autos zumindest billige): Man kann denken, was man 
möchte. Das kann nicht ausreichen, um eine Straftat zu 
konstruieren.

 
Feuerzeug (in Alex‘ Kleidung befand sich ein Feuer-
zeug): Ich bin selber Raucherin, selbst wenn ich keine 
Zigarette bei mir habe, dann habe ich drei bis vier Feu-
erzeuge bei mir. Anders war dies bei unserer Mandantin, 
bei ihr wurden Zigaretten gefunden.
 
Schweres Atmen: Die festnehmenden Polizist_innen 
hatten schweres Atmen bei unserer Mandantin bemerkt. 
Dafür gibt es zwei Möglichkeiten: Fr. R. ist zuvor gerannt 
oder leidet nachweislich des Attestes an Asthma. Das 
schwere Atmen ist auch nicht wirklich belastend.

 
Handschuhe (die Staatsanwaltschaft behauptete, Alex 
könnte Handschuhe getragen haben und in der Woh-
nung waren in einer Tüte leere Grillanzünder und Ein-
weghandschuhe gefunden worden): Ich frage mich, wo 
die Staatsanwaltschaft die hernimmt? Vor Ort wurden 
keine gefunden. Die 11. Einsatzhundertschaft (EHU) hat 
den Ort abgesucht. Die Staatsanwaltschaft sagt, Fr. R. 
könnte geschickterweise versucht haben, die Hands-
chuhe zu verstecken. Unterstellt, Frau R. sei es tatsäch-
lich gewesen, sucht dann ein Versteck, das die 11. 
EHU nicht findet, und geht dann zurück und versteckt 
diese wieder zuhause in der Tüte mit den leeren Grillan-
zündern. Absurd, oder?
 
Tüten zerreißen: Fr. R. zerreißt die Tüten, die ihr zur Be-
weissicherung über die Hände gezogen wurden in einem 
unbeobachteten Moment. Doch wie ist dies zu deuten? 
Es könnte sein, dass sie Beweismittel vernichten wollte, 
es könnte aber auch sein, dass sie, die Tüten zerriss, 
um unkooperativ gegenüber der Polizei zu sein. An den 
Tüten hätten aber erst recht Kohlenwasserstoffe ge-
funden werden müssen. Die Sachverständige Hendrix 
hat an den Händen und Tüten Trinkalkohole gefunden. 
Diese sind aber flüchtiger als Kohlenwasserstoff. Es 
wurde eine Versuchsreihe beauftragt, um genauer 
darüber Auskunft zu geben, welche Stoffe nach einem 
Kontakt mit Alkohol und Grillanzündern in den Tüten 

zu finden sein müsste. Die Probanden hatten zunächst 
Kontakt mit Alkohol und Grillanzündern, dann wurden 
ihre Hände in Tüten gepackt. Die Sachverständige Frau 
Hendrix stellte fest, dass die Tüten Alkohol enthielten. 
Frau Hendrix unterstellte, dass die Tüten im Versuch die 
Tüten waren, die auch bei Frau R. verwendet wurden. 
Frau Hendrix hat die Hände nicht untersucht. In der Ver-
suchsreihe wurde kein Kohlenwasserstoff an den Tüten 
gefunden. Die Versuchsreihe ist null und nichtig und da-
her kein Beweis.
 
Grillanzünder: Sowohl in der Wohnung als auch am 
Tatort wurden Grillanzünder gefunden. In der Wohnung 
im Regal fand sich außerdem eine Tüte mit leeren Gril-
lanzündern und Handschuhen. Passen die Grillanzünder 
zusammen? Frau Hendrix sagte, sie seien nicht richtig 
identisch. Sie habe sich beim Hersteller erkundigt, es 
werden immer 60.000 Stück an einem Stück produziert. 
Daher seien sie nicht richtig zuordenbar und es sei keine 
Individualisierung möglich. Der Mitbewohner sagte: 
„Meine sind es nicht, aber wir gehen beide mal grillen.“ 
Wem sind sie zuordenbar? Da immer viel los war in der 
Wohnung, ist dies kaum festzustellen. Irgendwer kann 
die Tüte vielleicht auch als Müll benutzt haben.
 
Kohlenwasserstoffe: Weder an der Kleidung noch an 
den Händen wurden Kohlenwasserstoffe gefunden. 
Dies müsste normalerweise bei einem Kontakt mit 
Grillanzündern der Fall sein. Frau Hendrix hatte selber 
geschildert, dass eine Kontaminierung sehr schnell er-
folge.
 
Sonstige Spuren (DNA, daktyloskopische): Auf der Tüte 
wurden keine DNA-Spuren gefunden. Alle Spuren spre-
chen eine sehr neutrale Sprache.
 
Während Rechtsanwältin Arndt jedes einzelne Indiz 
würdigte, nahm sie den passend beschrifteten Baustein 
in die Hand und legte ihn dann anschließend in den auf 
der Erde stehenden Karton zurück, da er neutral war.
 
Geruch: Ein sehr plastischer Baustein. Die Inaugen-
scheinnahme der Grillanzünder ergab, dass sie sehr 
stark rochen. Weder die Zeugin Lütz noch der Zeuge 
Schulze haben dies bei Frau R. gerochen. Frau Hendrix 
hatte drei Personen mit Grillanzündern kontaminiert. 
Selbst nach einer Stunde beim Tütenrüberziehen hat sie 
noch den Geruch wahrgenommen. Also ist der Geruch 
ein entlastendes Indiz.
 
Mitbewohner: Der Zeuge S. sagte, Frau R. sei rein und 
raus gegangen und zu keiner Zeit am Schrank oder Re-
gal gewesen. Ein entlastendes Indiz.
 
Spätkaufmitarbeiter: Frau R. komme öfter, dies sei 
nichts Ungewöhnliches, sie habe sich nicht versteckt. 
Sie sei von der Polizei angesprochen worden und habe 
dann das Bier zurückgestellt. Ein entlastendes Beweis-
mittel.
 
Fluchtwege: Die Zeugin Lütz rannte intuitiv geradeaus. 
Die Person, die in der Nähe des Pkw vorgefunden 
wurde, hatte 7 Möglichkeiten, sich wegzubewegen. 
Dies spricht eigentlich dafür, dass die Person wo anders 
lang gelaufen ist.
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Frankfurter Tor (Ort des ersten Wiedererkennens): Frau 
R. fragte, kann man sich nicht mal ein Bier kaufen? Sie 
wohnte in der Frankfurter Allee und ist dann quer zum 
Platz gelaufen. Herr Schulze hat sie nur von der Seite 
gesehen. Frau R. ist eben nicht vom Frankfurter Tor, 
sondern von der Frankfurter Allee gekommen. Auch 
dies ist ein entlastendes Beweismittel.
 
Die entlastenden Beweismittel legte Rechtsanwältin 
Arndt jeweils auf den Tisch zu ihrer Linken, an dem auch 
Alex saß. Somit war die ganze Indizienkette bis auf das 
Wiedererkennen wortwörtlich abgeräumt.
 
An dieser Stelle übernahm nun Rechtsanwältin Weyers. 
Auch sie veranschaulichte ihren Teil des Plädoyers.
 
Schwarze Kleidung tragen viele Leute in der Gegend. 
Dies verdeutlichte sie durch eine dünne schwarze Säule, 
die sie auf den Tisch stellte. Das Basecap, das die Per-
son an dem Auto getragen haben soll, wurde durch eine 
blaue Säule verdeutlicht. Die Person sollte ein männli-
cher Jugendlicher gewesen sein, der wiedererkennende 
Polizist habe das Geschlecht erkannt. Dies wurde mit-
tels einer dicken gelben Säule dargestellt.
 
Die Person, die festgenommen wurde, trug ebenfalls 
schwarze Kleidung. Noch eine schwarze dünne Säule 
wurde aufgestellt. Beim Umdrehen der Person war so-
fort klar, dass sie weiblich war. Rechtsanwältin Weyhers 
stellte eine dicke rote Säule auf den Tisch.
Nun standen sich zwei ziemlich unterschiedliche Grup-
pen von Merkmalen auf dem Tisch gegenüber, einmal 
schwarz, blau und gelb in zunehmender Dicke und ein-
mal schwarz und rot in zunehmender Dicke.
 
Rechtsanwältin Weyers fuhr fort: Zur zeugenschaftli-
chen Äußerung des Zeugen Schulze: Natürlich hatte er 
alles, was wichtig war, aufgeschrieben. Aber das Gesi-
cht hatte er nicht aufgeführt. Im Folgenden wird Frau 
R. freigelassen. Einen Tag später kommt es zur Nach-
vernehmung. Auf Nachfrage sagte Herr Schulze, es 
könne sein, dass er nach dem Gesicht gefragt wurde. 
Auch Herr Michallek (LKA-Beamter) hatte dies zur 
großen Verwunderung bestätigt. Meine persönliche 
Meinung ist, dass da vielleicht ein bisschen gedreht 
worden ist, vielleicht nicht bewusst.

 
Frau R. hat keine markanten Gesichtszüge. Natürlich 
kann man auch unmarkante Gesichter wiedererkennen. 
Aber bei markanten Gesichtern liegt die Wiedererken-
nungsrate bei 80 Prozent und bei unmarkanten bei etwa 
25 Prozent.
Was war mit dem Basecap? Das hat einen Schirm. Eine 
kleine Anekdote aus einer Fortbildung mit Herrn Profes-
sor Sporer (einem Experten zum Thema Wiedererken-
nung). Ich habe ihm den Fall geschildert daraufhin sagte 
er: „Was hat er denn überhaupt gesehen?
 
In der konkreten Situation im Vorbeifahren im Auto: In-
nerhalb von weniger als einer Sekunde hat Herr Schulze 

das Gesicht mit Basecap gesehen; und das in einer 
dunklen Gegend.
Am Frankfurter Tor: Die Person läuft seitlich, zwar sind 
ringsherum andere Personen, aber mitten auf dem Platz 
ist nur eine Person. Frau Lütz fragt: „Ist sie das?“ Fünfzig 
Prozent ja oder nein bedeuten auch eine Fehlerquote 
von 50 Prozent. Frau Lütz sagte, Herr Schulze habe die 
Person an der Statur wiedererkannt. Wie groß war die 
Person am Ford? Aus einem Auto ist dies schlecht erk-
ennbar. Die Größe ist aber wesentlich.
 
Die Statur ist negativ, das Basecap ist negativ, nur die 
dunkle Kleidung ist positiv. Dieses Wiedererkennen re-
icht nicht aus, weil es so fehlerbehaftet und fehleran-
fällig ist. Dieses Wiedererkennen reicht nicht aus, um 
das Fehlen objektiver Beweismittel wettzumachen. Das 
Wiedererkennen aus dem Gerichtssaal hat keinen Be-
weiswert, weil Herr Schulze stundenlang vorher in der 
ersten Instanz neben Frau R. saß. Eigentlich hat auch 
das Wiedererkennen keinen Beweiswert. Rechtsanwäl-
tin Weyers packte es in die Kiste am Boden: „Jetzt sind 
keine belastenden Indizien mehr da, aber sogar ein paar 
entlastende.“
 
Nach einer einstündigen Beratungszeit wurde das Urteil 
verkündet. Richter Jung und die Schöffen waren zu 
dem Schluss gekommen, dass die Berufung zu verw-
erfen sei und Alex wurde aus tatsächlichen Gründen 
freigesprochen, da sie das Opfer einer Verwechselung 
wurde. Doch die Staatsanwaltschaft zeigte sich unbee-
indruckt von diesem eindeutigen Urteil und legte Revi-
sion ein.

 
Die Revisionsverhandlung:
Am 29. November 2010 kam es zur Revisionsverhan-
dlung vor dem Kammergericht, in der die Staatsan-
waltschaft beantragte, den Freispruch aufzuheben, 
weil der Grundsatz in dubio pro reo (im Zweifel für den 
Angeklagten) nicht richtig angewendet worden sei. Bei 
einer Indizienkette müssten die Indizien einer Gesa-
mtschau unterzogen werden und es dürfe nicht jedes 
einzelne Indiz im Zweifel für den Angeklagten ausgelegt 
werden.
 
Zum großen Erstaunen folgte das Kammergericht dem 
Antrag der Staatsanwaltschaft und hob den Freispruch 
auf und verwies die Sache zurück an das Landgericht. 
Es begründete die Entscheidung damit, dass eine Ge-
samtbetrachtung der Indizien fehle und einige Indizien 
auch belastend seien. Als Beispiele nannte es unter an-
derem das bei Alex gefundene Feuerzeug und ließ dabei 
aber außer Acht, dass Alex Zigaretten dabei hatte. Fas-
sungslos verließen die Zuschauer, Anwältinnen und Alex 
anschließend das Gericht.
 
Für mehr Infos: http://engarde.blogsport.de

-Esther
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RECHTSWEG AUSGESCHLOSSEN!
Anlässlich einer Verfassungsbeschwerde gegen Rechtsschutzausschluss bei Abschiebungen 
im Rahmen der Dublin-II-Verordnung

Seit einigen Jahren widmen sich deutsche Medien vor-
zugsweise während der Sommermonate der Flücht-
lingskatastrophe an den EU-Außengrenzen. Bilder von 
auf dem Mittelmeer in Seenot geratenen Flüchtlingen 
sorgen dabei ebenso für Aufsehen wie Aufnahmen aus 
griechischen Abschiebungsgefängnissen.

Unbeeindruckt von der öffentlichen Aufregung, die zu-
gegeben schnell wieder abflaut, veranlasst das Bun-
desministerium für Migration und Flüchtlinge weiterhin 
Abschiebungen von Asylsuchenden nach Griechenland 
auf Grundlage der Dublin-II-Verordnung. Diese sieht 
vor, dass jeder Flüchtling nur in einem der am Dublin-
II-System teilnehmenden Staaten Europas Asyl be-
antragen darf. In den meisten Fällen ist das derjenige 
Staat, den der Asylsuchende zuerst betreten hat. Damit 
nicht genug, ist die Möglichkeit dagegen einstweiligen 
Rechtsschutz geltend zu machen nach deutschem 
Recht gemäß §34a Abs. 2 AsylVfG ausgeschlossen. 
Ungeachtet eines Einspruchs gegen die Anordnung zur 
Abschiebung kann diese ohne aufschiebende Wirkung 
vollzogen werden.

Der Fall eines irakischen Flüchtlings, der derzeit auch 
öffentlich diskutiert wird, spricht Bände: Der Iraker soll-
te auf Grundlage der Dublin-II-Verordnung nach Grie-
chenland abgeschoben werden, wogegen er Klage ein-
reichte. Sein Begehren die Abschiebung vorerst aus-
zusetzen wurde jedoch durch das Oberverwaltungsge-
richt Nordrhein-Westfalen auf Grundlage des §34a Abs. 
2 AsylVfG, wonach die Abschiebung in einen für die 
Durchführung des Asylverfahrens zuständigen Staat 
(nach §34a Abs. 1) nicht im Wege einstweiligen Rechts-
schutzes ausgesetzt werden darf, abgelehnt.1 Der 9. 
Senat des Oberverwaltungsgerichts NRW begründete 

1	   vgl. OVG NRW, Urteil vom 31.08.09, 9 B 1198/09 http://
www.justiz.nrw.de/nrwe/ovgs/ovg_nrw/j2009/9_B_1198_09_
Abeschluss20090831.html

dies unter anderem mit dem engen Zusammenhang 
jenes §34a Abs. 2 AsylVfG mit Art. 16a Abs. 1 und 3 
GG, wie ihn das Bundesverfassungsgericht in den 90er 
Jahren festschrieb. Die Verfassungsrichter prägten 
damals das sog. Konzept der normativen Vergewisse-
rung, in dessen Rahmen EU-Staaten und einige durch 
den einfachen Gesetzgeber bestimmte Staaten per se 
als sichere Drittstaaten gelten würden, da in ihnen die 
Einhaltung der Genfer Flüchtlingskonvention und der  
Europäischen Menschenrechtscharta garantiert sei. 
Die wenigen von den Richtern bestimmten Ausnahme-
fälle� wurden sehr eng ausgelegt.2

Der irakische Flüchtling wandte sich nach der ableh-
nenden Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
NRW an das Bundesverfassungsgericht. Dieses gab 
(15 Jahre nach seiner Grundsatzentscheidung und vor 
dem Hintergrund stark abgenommener Asylantrags-
zahlen) dem Eilantrag des Irakers statt und setzte des-
sen Abschiebung vorerst aus, da erneut die Grenzen 
des erwähnten Konzeptes normativer Vergewisserung 
im Fall eines Mitgliedstaates der Europäischen Union 
geprüft werden müsse, wenn dessen Asylsystem er-
hebliche Mängel aufweist. In diesem Zusammenhang 
stellte sich für die Verfassungsrichter die Frage, ob die 
bisherige Praxis auf Grundlage des §34a Abs. 2 AsylV-
fG mit dem Art 19 IV GG, wonach jedem, der sich in sei-
nen Rechten durch die öffentliche Gewalt verletzt sieht, 
der Rechtsweg offen steht, vereinbar sei.3

Die Situation von Flüchtlingen in Griechenland wird von 
verschiedenen NGOs immer wieder als defizitär und 

2	  vgl. u.a. BVerfG, Urteil vom 14. Mai 1996, 2 BvR 
1938/93
3	  siehe Pressemitteilung Nr. 79/2010 vom 17. 
September 2010 http://www.bundesverfassungsgericht.de/
pressemitteilungen/bvg10-079.html
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Menschen- und Flüchtlingsrechte verletzend kritisiert.4 
Weder besteht ein effektiver Zugang zu einem Asylver-
fahren noch kann das Asylverfahren selbst als fair be-
zeichnet werden. Die hohe Zahl nicht bearbeiteter Asyl-
anträge und die extrem lange Verfahrensdauer zeugen 
von der völligen Überlastung des griechischen Asylsy-
stems. Darüber hinaus ist die Anerkennungsquote ex-
trem niedrig und es bestehen aufgrund des Mangels an 
kostenloser Rechtsberatung kaum tatsächliche Mög-
lichkeiten gegen die Ablehnung des Asylantrages oder 
Verfahrensfehler vorzugehen. Aufnahmeeinrichtungen 
gibt es nur sehr wenige, in denen darüber hinaus pre-
käre Zustände herrschen, eine Grundversorgung der 
Flüchtlinge fehlt, Obdachlosigkeit und vollkommene 
Armut sind die Folgen. Als einziger Ausweg bleibt vie-
len Flüchtlingen nur die weitere Flucht in andere euro-
päische Staaten. NGOs haben zudem wiederholt auf 
die Praxis der Massenabschiebung von Asylsuchenden 
an den Grenzen (vor allem am Evros, dem Grenzfluss 
zwischen Griechenland und der Türkei) hingewiesen, 
was diesen die Möglichkeit einen Asylantrag zu stellen 
nimmt. Außerdem missachtet Griechenland das inter-
national festgeschriebene Refoulement-Verbot, das die 
Abschiebung in Gebiete, in denen die abgeschobenen 
Personen Gefahr laufen Opfer von Menschenrechtsver-
letzungen zu werden, verbietet (Art. 33 GFK)) schlicht-
weg.

Die BRD macht sich durch Abschiebungen von Asyl-
suchenden nach Griechenland mitschuldig an einer 
derartigen Praxis. Bewusst nimmt der deutsche Staat 
die Gefahr von Kettenabschiebungen, Verelendung, 
Obdachlosigkeit und unmenschlicher Behandlung, die 
den abgeschobenen Menschen droht, in Kauf. 

Das UNHCR hat die Staaten der Europäischen Union 
wiederholt aufgefordert von ihrer Möglichkeit des Ab-
weichens von den Zuständigkeitsregeln und der eigen-
ständigen Übernahme des Asylverfahrens, wie sie im 
Rahmen der Dublin-II-Verordnung besteht, Gebrauch 
zu machen.5

Dabei bleiben jedoch die Asylsuchenden grundsätzlich 
vom guten Willen deutscher Behörden hinsichtlich einer 
Übernahme des Asylverfahrens abhängig. Nicht selten 
ist der Tag der Überbringung der Abschiebeanordnung 
auch der Tag der Abschiebung und die Asylsuchenden 
werden unzureichend darüber informiert, dass eine 
Maßnahme auf Grundlage der Dublin-II-Verordnung 
durchgeführt wird, da eine persönliche Anhörung häu-
4	   vgl. UNHCR – The UN Refugee Agency, Stellungnahme 
an das Bundesverfassungsgericht zur Verfassungsbeschwerde 
2 BvR 2015/ 09, Februar 2010 http://www.unhcr.ch/fileadmin/
unhcr_data/pdfs/rechtsinformationen/2_EU/2_EU-Asyl/B.01_
Dubliner_Uebereinkommen/BVerfGStellungnFinal.pdf?PHPSESS
ID=ba9bcbe23c7ccc9b54d4ea233e5404f5; Stellungnahmen von 
Pro Asyl zur aktuellen Entwicklung in Griechenland: http://www.
proasyl.de/de/home/situaton-von-fluechtlingen-in-griechenland
5	  Einige Staaten der EU haben Abschiebungen nach 
Griechenland generell vorläufig ausgesetzt, bis die bestehende 
Zweifel hinsichtlich der Rechtslage auf europäischer Ebene 
geklärt sind. Der Europäische Gerichtshof beschäftigt sich, 
nachdem er vom High Court Irlands und vom Court of Appeal 
Großbritanniens angerufen wurde, derzeit mit der Frage, ob 
durch Abschiebungen von Asylsuchenden nach Griechenland im 
Rahmend er Dublin-II-Verordnung europäisches Recht verletzt 
wird.
 Die BRD tritt teilweise selbst ein und übernimmt Asylgesuche. 
Zudem ist anzumerken, dass verschiedene deutsche 
Verwaltungsgerichte die Aussetzung von Abschiebungen nach 
Griechenland veranlassen. Jedoch herrscht diesbezüglich keine 
einheitliche Rechtsprechung.

fig ausbleibt. Das Bundesverfassungsgericht hat nun 
darüber zu entscheiden, ob eine Einzelfallprüfung bei 
Abschiebungen nach Griechenland mit Blick auf Art. 19 
Abs. 4 GG möglich sein soll, um Asylsuchenden we-
nigstens die gesetzliche Grundlage zu geben, in ihrer 
Sache auf die behördliche Anordnung einzuwirken. 

Grundsätzlich bleibt jedoch zu fordern, einerseits allen 
von Abschiebung bedrohten Menschen Rechtsschutz 
einzuräumen und andererseits Abschiebungen nach 
Griechenland bis auf Weiteres gar nicht vorzunehmen, 
um den Flüchtlingen zumindest ein Mindestmaß an 
Fairness im Asylverfahren zu gewähren� und sie nicht 
als bloße Verfahrensnummern des europäischen Asyl-
systems im tatsächlichen Sinn des Wortes verschwin-
den zu lassen! 

- Josephine
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Am 9. November 2010 fällte das oberste Judikativor-
gan der EU, der Europäische Gerichtshof (EuGH) in 
Luxemburg, ein Grundsatzurteil zum Flüchtlingsrecht. 
Genauer gesagt ging es um den sogenannten Terroris-
musvorbehalt, nach dem bestimmte Personen von der 
Anerkennung als Flüchtlinge ausgeschlossen werden 
können. Geregelt ist dies in Art. 12 II der europäischen 
Richtlinie über den Status von Flüchtlingen (2004/83/
EG, auch Qualifikations- oder Statusrichtlinie) aus dem 
Jahre 2004:

(2) Ein Drittstaatsangehöriger oder ein Staatenloser 
ist von der Anerkennung als Flüchtling ausgeschlos-
sen, wenn schwerwiegende Gründe zu der Annahme 
berechtigen, dass er

a. ein Verbrechen gegen den Frieden, ein Kriegs-
verbrechen oder ein Verbrechen gegen die Menschli-
chkeit im Sinne der internationalen Vertragswerke 
begangen hat, die ausgearbeitet worden sind, um 
Bestimmungen bezüglich dieser Verbrechen festzule-
gen; 

b. eine schwere nichtpolitische Straftat außerhalb 
des Aufnahmelandes begangen hat, bevor er als 
Flüchtling aufgenommen wurde, d. h. vor dem Zeit-
punkt der Ausstellung eines Aufenthaltstitels aufgr-
und der Zuerkennung der Flüchtlingseigenschaft; 
insbesondere grausame Handlungen können als 
schwere nichtpolitische Straftaten eingestuft werden, 
auch wenn mit ihnen vorgeblich politische Ziele ver-
folgt werden; 

c. sich Handlungen zuschulden kommen ließ, die 
den Zielen und Grundsätzen der Vereinten Nationen, 
wie sie in der Präambel und in den Artikeln 1 und 2 
der Charta der Vereinten Nationen verankert sind, zu-
widerlaufen. 

Konkret hatten nun 2001 und 2002 zwei türkische Kur-
den in Deutschland Asyl beantragt, nachdem sie sich 
in der Türkei am bewaffneten Kampf der marxistisch-
leninistischen DHKP/C respektive der kurdischen PKK 
beteiligt hatten. Beide Gruppen stehen auf der „Liste zur 
Bekämpfung des Terrorismus“ der EU - sie werden also 
als terroristische Vereinigungen eingestuft.

Im Jahre 2004 wurde der eine Antrag vom Bundesminis-
terium des Inneren abgelehnt und der andere, zwei Jahre 
zuvor bereits angenommen, widerrufen. Das Verwal-
tungsgericht Gelsenkirchen hob beide Entscheidungen 
allerdings wieder auf, was vom Oberverwaltungsgericht 
Münster in beiden Fällen bestätigt wurde. Damit wollte 
sich das Innenministerium aber nicht geschlagen geben 
(winden sich deutsche Regierungen doch notorisch un-
ter dem politischen Druck aus der Türkei wenn es dar-
um geht, die Grundrechte auch auf Mitglieder dortiger 
Untergrundbewegungen anzuwenden) und zog, obwohl 
die Betroffenen zu diesem Zeitpunkt bereits sechs bzw. 
sieben Jahre auf eine endgültige Entscheidung gew-
artet hatten, vor das Bundesverwaltungsgericht.

Und das verwies beide Entscheidungen an den EuGH. 
Es wollte damit klären, wie besagte Statusrichtlinie 

genau auszulegen ist. Denn das Ministerium hatte in 
Bezug darauf (bzw. auf die fast wortgleiche Umsetzung 
im deutschen Recht, Art. 3 II AsylVfG) argumentiert, die 
Unterstützung einer terroristischen Vereinigung konsti-
tuiere an sich eine schwere nichtpolitische Straftat, die 
den Grundsätzen der UN widerspreche, unabhängig 
von der individuellen Verantwortung. Welche Handlun-
gen die betreffende Person selbst begangen habe, sei 
nicht mehr relevant. Punkte b) und c) seien damit erfüllt.
Das BVerwG wollte nun vom EuGH unter anderem wis-
sen, ob diese Auffassung mit der Richtlinie vereinbar 
ist. Die Antwort lautete, dass die vergangene Unter-
stützung einer terroristischen Vereinigung, auch durch 
aktiven bewaffneten Kampf und in führender Position, 
noch nicht den von Art. 12 der Richtlinie geforderten 
schwerwiegenden Grund zu der Annahme liefern könne, 
die Person habe auch selbst die Punkte b) und c) ver-
wirklicht. Stattdessen setze eine solche Annahme „eine 
Beurteilung der genauen tatsächlichen Umstände des 
Einzelfalls“ voraus. Es müsse den Betroffenen eine 
persönliche Verantwortung zugerechnet werden kön-
nen. Die Ablehnung bzw. Widerrufung der Asylanträge 
durch das Innenministerium war also, zumindest mit 
dieser Begründung, falsch. Künftig wird es nicht mehr 
möglich sein, sich unliebsamer Asylanträge auf diese 
Art zu entledigen.

Der Tenor des Urteils ist zunächst zu begrüßen. Der 
pauschale Ausschluss von Menschen aus dem Men-
schenrecht Asyl aufgrund ihrer Mitgliedschaft in bestim-
mten Organisation darf nicht legal sein. Erfreulich ist 
auch, dass der EuGH betont: Selbst wenn der „Terroris-
musvorbehalt“ greift, kann sich kein Staat dahinter ver-

Der Terrorismusvorbehalt im europäischen Asylrecht

IN DER RECHTSWISSESCHAFTLICHEN AUSBILDUNG 
AN DER UNI LERNEN WIR DAS BESTEHENDE RE-
CHT ANZUWENDEN. WELCHE SOZIALEN UND POLI-
TISCHEN BELANGE DABEI EINE ROLLE SPIELEN, 
WELCHE AUSWIRKUNGEN RECHTLICHE ENTS-
CHEIDUNGEN HABEN, WELCHE INTERESSEN
DAMIT UMGESETZT WERDEN, ALL DAS WIRD DABEI 
WENN ÜBERHAUPT NUR AM RANDE BETRACHTET. 
WIR GLAUBEN, DASS RECHT UND POLITIK UNTREN-
NBAR MITEINANDER VERBUNDEN SIND, UND WOLLEN
DEM JURISTISCHEN MAINSTREAM DAHER EINE KRI-
TISCHE STIMME ENTGEGENSETZEN.

Kritische Jurist_innen Tresen

in den Räumlichkeiten des Akazie e.V.

jeden 4. mittwoch im monat ab 19.00 uhr
friedelstraße 54 u-bhf. hermannstraße

w w w . r e c h t s k r i t i k . d e

Werbung 

platz
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stecken - liegt nach nationalem Recht eine günstigere 
Lage vor, so dass es nicht zu einem Ausschluss käme, 
so kann dieses nach wie vor angewendet werden.

Das dürfte allerdings selten der Fall sein. Deutschland 
ließ sich mit der Umsetzung der Richtlinie so lange wie 
möglich (und länger als erlaubt) Zeit, weil eine Lockerung 
der herrschenden Asylblockade befürchtet wurde. Das 
Urteil bestätigt diese Angst glücklicherweise, zeigt da-
bei aber deutlich, dass von deutschen Gesetzen in aller 
Regel keine günstigeren Lagen zu erwarten sind.

Leider stützt sich der Gerichtshof insgesamt auf eine 
leidliche Begründung. Auf die Frage des BVerwG hin, ob 
weiterhin eine Gefahr von der betroffenen Person aus-
gehen müsse, legte er dar, das Ziel der Ausschlussklau-
sel sei nicht die Gefahrenabwehr. Stattdessen gehe es 
darum, Menschen „auszuschließen, die als des Schutz-
es unwürdig angesehen werden“. Dass man sich seiner 
Menschenrechte als würdig erweisen muss, scheint 
eine neue und unsympathische Idee des EuGH zu sein.
Trotz dieser entlarvenden Formulierung dürfen dabei 
aber auch die Menschenrechte selbst nicht überhöht 
werden. So konstatiert Art. 14 I der Allgemeinen Erk-
lärung von 1948 zwar jenes Recht auf Asyl, schränkt 
aber in Art. 14 II gleich wieder ein: „Dieses Recht kann 
nicht in Anspruch genommen werden im Falle einer 
Strafverfolgung, die tatsächlich auf Grund von Verbre-
chen nichtpolitischer Art oder auf Grund von Handlun-
gen erfolgt, die gegen die Ziele und Grundsätze der 
Vereinten Nationen verstoßen.“ Womit sich der Kreis zu 
Art. 12 II der Statusrichtlinie und diesem Urteil schließt, 
denn genau diese Verbrechen nichtpolitischer Art und 
Handlungen gegen die Grundsätze der UN sind die Aus-
schlusskriterien der Richtlinie. Und solche Menschen 
sind dann eben unwürdig, vor Strafverfolgung geschützt 
zu werden - mag die Strafverfolgung ihrerseits noch so 
sehr gegen die Menschenrechte verstoßen.

Da erscheint es nur konsequent, dass es der EuGH 
ablehnte, die Staaten zu einer Verhältnismäßigkeitsprü-
fung zu verpflichten. Auf die Relation zwischen dem 
Ausschlussgrund und dem, was Betroffene im Herkun-
ftsland erwartet, kommt es eben nicht an, und abschie-
bende Behörden müssen sich weiterhin nichts von 
Folter oder Todesstrafe erzählen lassen. Solange sie nur 
etwas finden, das sich unter Art. 12 II subsumieren lässt. 
Genau diese Prüfung ist aber zu fordern.

Und schließlich ändert sich nichts am Konzept 

der Festung Europa, die sich mit Stacheldraht und 
Maschinengewehren vor „Fremden“ schützt, die Tran-
sitländern wie Libyen, Marokko und Algerien Millionen 
zahlt, um brutaler gegen Flüchtlinge auf dem Weg nach 
Europa vorzugehen, und die mit ihren Frontex-Patrouil-
len sicher geht, dass Menschen eher auf hoher See er-
trinken als das Festland zu erreichen. Selbst wenn je-
mand aber all diese tödlichen Hindernisse überwindet, 
warten bei Ankunft das Lager, der juristische Spießruten-
lauf und in den meisten Fällen die Abschiebung. Für 
viele bleibt als letzte Hoffnung nur das Entkommen in 
die Illegalität - einen rechtlosen Status, der den Auss-
chluss von medizinischer Versorgung, Bildung und Ar-
beitsmarkt bewirkt.

Deshalb ist die Einschränkung des Terrorismusvorbe-
halts nur ein winziger Schritt auf dem Weg in eine Ge-
sellschaft, die sich von rassistischer Die-gegen-uns-
Mentalität befreit hat, und in der ein Menschenleben 
mehr wert ist als ein Stempel auf einem Stück Papier.

Das Urteil des EuGH (vom 9. November 2010, in den Re-
chtssachen C 57/09 und C 101/09) findet ihr zum Beispiel 
unter dejure.org, durch Eingabe der Rechtssachennum-
mer.

-Benjamin
platz
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Zur Realität und rechtlichen Situation von 
Menschenhandel in Deutschland

Unbemerkt werden Menschen direkt vor unserer Haus-
tür zu Objekten degradiert, gezwungen für wenig oder 
gar keinen Lohn zu arbeiten, der Gnade und Gewalt 
ihres „Arbeitgebers“ oder ihrer „Arbeitgeberin“ ausge-
liefert. Deutschland ist Ziel- und Transitland für Men-
schenhandel. Diese Form von zeitgenössischer Sklave-
rei findet alltäglich hier bei uns statt.  Unstreitig ist, dass 
der Handel von Menschen eine der gravierendsten Men-
schenrechtsverletzungen darstellt. Die Perspektive auf 
Verletzungen von Menschenrechten ist jedoch oftmals 
sehr beschränkt auf Vorgänge in anderen Ländern. An-
statt die im wahrsten Sinne des Wortes naheliegenden 
Menschenrechtsverletzungen als solche wahrzuneh-
men, schauen wir viel zu oft daran vorbei. 

Dieser Artikel soll dazu beitragen, Menschenhandel als 
gesellschaftliches Phänomen und vor Ort stattfindende 
Menschenrechtsverletzung sichtbar zu machen. Zu Be-
ginn wird auf die Frage eingegangen, was Menschen-
handel ist und wie es dazu kommen kann. Dabei wird 
eine Abgrenzung zu anderen gesellschaftlichen Phäno-
menen vorgenommen. Im Folgenden werden das Aus-
maß und die Hintergründe beleuchtet. Dann wird auf die 
rechtliche Situation zum Umgang mit Menschenhandel 
eingegangen. Die Regelungen werden im Hinblick auf  
Inhalt und Durchsetzbarkeit kritisiert. 

Was ist Menschenhandel? 

Menschenhandel findet zumeist im Zuge von (Arbeits-)
Migrationsprozessen statt. Die Gründe, dass Menschen 
emigrieren, sei es für eine kurze Zeit oder längerfristig, 
sind vielschichtig. In der Regel gibt es hierfür eine be-
wusste Entscheidung. Wie kann es sein, dass Personen 
innerhalb dieses Prozesses Opfer von Menschenhandel 
werden? Das Risiko Opfer von Menschenhandel zu wer-
den, hängt in der Regel mit einer starken finanziellen, 
personellen und/oder rechtlichen Abhängigkeit zusam-
men. Beispielsweise werden Einkommensmöglichkei-
ten in den Zielländern in Aussicht gestellt, die sich nicht 
erfüllen. Die Kosten, die durch Reise, Beschaffung von 
Visa und Pässen entstanden sind, werden von den Tä-
ter_innen genutzt, um eine (finanzielle) Abhängigkeit, oft 
über Jahre hinweg, herzustellen. Dies gelingt durch ge-
zielte Fehlinformation über die tatsächliche Höhe dieser 
Kosten sowie der Kosten für Unterkunft und Unterhalt in 
den Zielländern. Ein vermeintlicher Schuldenberg dient 
als Rechtfertigung dafür, dass die Betroffenen keinen 
Lohn oder nur einen Bruchteil des verdienten Geldes 
erhalten. Die Wegnahme von Pässen, Orientierungslo-
sigkeit auf Grund mangelnder Sprachkenntnisse, star-
ker Isolation und Fehlinformationen können weitere 
Faktoren  sein, menschenverachtende Arbeitsbedin-
gungen zu akzeptieren. Die freie Entscheidung über Ar-
beitszeiten, Arbeitsorte und Inhalte oder – im Bereich 
der Prostitution - über die Auswahl von Kunden und 
Sexualpraktiken wird verweigert. Die Betroffenen har-
ren aufgrund von vorgetäuschter Aussicht auf bessere 
Arbeitsbedingungen und Verdienstmöglichkeiten in der 
Situation aus. Wenn sie sich zur Wehr setzen, droht ih-
nen oder ihren Familienangehörigen psychische oder 
physische Gewalt. 

Die Erscheinungsformen und Entstehungsmöglichkei-
ten von Menschenhandel sind jedoch vielfältig. Die ge-
nannten Faktoren können in der beschriebenen Form 
auftreten, müssen es aber nicht notwendigerweise.

Abgrenzung zu anderen gesellschaftlichen Phäno-
menen 

Menschenhandel taucht in den Medien als Begriff in un-
terschiedlichen (oft polarisierenden) Zusammenhängen 
immer wieder auf. Um Missverständnisse und die Ge-
fahr einer Instrumentalisierung dieses Themas für be-
stimmte Interessen, sei es die Erschwerung des Migra-
tionsprozesses, Kriminalisierung der Migration/Prostitu-
tion etc. zu vermeiden, sollte klar differenziert werden.

Menschenhandel ist nicht gleichzusetzen mit Men-
schenschmuggel. Das Schmuggeln von Menschen ist 
eine einverständliche Absprache den Migrierenden 
beim illegalen Grenzübergang zu helfen beziehungswei-
se diesen zu ermöglichen.

Menschenhandel geht weiterhin nicht in jedem Fall mit 
einer irregulären Grenzüberschreitung einher. Menschen 
können auch innerhalb von Ländergrenzen gehandelt 
werden oder die Betroffenen reisen legal via Touristen-/
Arbeitsvisa ein.1

Menschenhandel ist außerdem nicht notwendigerweise 
mit organisierter Kriminalität verknüpft. Obwohl dies für 
die meisten Fälle zutreffen mag, kann es sein, dass Tä-
ter_Innen aus dem näheren sozialen Umfeld stammen 
(Bekannte, Verwandte usw.).

Im Zusammenhang mit Begriffen wie Zwangsprostitu-
tion und Zwangsheirat ist ebenfalls genau zu differen-
zieren. So sollte im Hinterkopf behalten werden, dass 
Frauen sich durchaus entscheiden Sexarbeit zu ver-
richten oder Ehen (auch) zum Zwecke einer Migration 
einzugehen. Im Fokus sollten also nicht (vermeintlich) 
sozial anerkannte Standards stehen, sondern der Grad 
der Selbstbestimmung der Akteur_innen. 

Ausmaß und Hintergründe 

Es ist davon auszugehen, dass Menschenhandel global 
ein großes Ausmaß animmt. Empirische Zahlen zu ermit-
teln bleibt allerdings nahezu unmöglich. Die Internatio-
nal Labour Organisation (ILO) schätzt, dass mindestens 
2,5 Millionen Menschen jährlich gehandelt werden.2 Da 
es jedoch in der Natur von Menschenhandel liegt, ver-
deckt abzulaufen, hat diese Statistik eher Indizwirkung 
und sollte im allgemeinen mit Vorsicht behandelt wer-
den. Ohne Zweifel ist, dass mit Menschenhandel meh-
rere Milliarden Dollar Profit gemacht wird und er somit 
ein äußerst lukratives Geschäft darstellt.3 Laut den Zah-
len der ILO sind etwa zwei Drittel der Fälle von Men-
schenhandel ein Handel in die Sexarbeit. Ca. ein Drittel 
der Fälle erfolgt zum Zwecke der sonstigen Arbeitsaus-
1	 	 S. etwa auch die Situation von osteuropäischen 
Betroffenen, welche seit der EU-Erweiterung lt. Polizeijargon 
größenteils „legal aufhältig“ sind.
2	 	 http://antislavery.org/english/slavery_today/
trafficking.aspx.
3	 	 http://www.unodc.org/unodc/en/human-
trafficking/faqs.html#How_widespread_is_human_trafficking.

Menschenrechtsverletzungen vor der Haustür
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beutung, wie bspw. in privaten Haushalten oder etwa im 
Restaurant-/Landwirtschafts-/Bau-/Fließbandbereich. 
Es handelt sich also hauptsächlich um Tätigkeiten an 
den äußeren Rändern des formalen Arbeitsmarktes. In 
diesem Zusammenhang  sollte auch die besondere Si-
tuation von Haushaltsangestellten von Diplomat_innen 
Erwähnung finden. Diese sind auf Grund der Immunität 
ihrer Arbeitgeber_innen einem rechtsfreien Raum und 
damit einem zusätzlichen Risiko ausgesetzt. 

Etwa die Hälfte der Betroffenen sind unter 18 Jahre alt.4 
Beim Handel in die Sexarbeit sind fast ausschließlich 
Frauen/Mädchen betroffen (98 %), in sonstigen Berei-
chen sind auch Männer/Jungen Opfer, allerdings sind 
auch hier mehrheitlich Frauen dem Risiko ausgesetzt 
(56 %).5 Daher müssen in der Diskussion Genderaspek-
te und alterspezifische Risiken und Verletzlichkeiten be-
achtet werden. 

Die einzigen spezifisch in Deutschland staatlich erfas-
sten Zahlen werden in einem jährlichen Lagebericht 
vom Bundeskriminalamt veröffentlicht.6 Nach diesem 
Lagebericht gab es im Jahr 2009 734 Opfer von Men-
schenhandel. Bei diesen Zahlen handelt es sich aus-
schließlich um Fälle, welche den Polizeibehörden be-
kannt geworden sind und bei denen es zumindest zu 
einem Ermittlungsverfahren gekommen ist. Hier ist ein 
hohes nicht erfasstes Feld jenseits polizeilich aufge-
nommener Fälle zu vermuten.7 

Rechtliche Behandlung von Menschenhandel auf 
internationaler und nationaler Ebene

Auf internationaler Ebene gibt es eine kaum überschau-
bare Vielzahl von Menschenrechts-Dokumenten, die 
Sklaverei verbieten. Formal ist Sklaverei weltweit abge-
schafft. Die Tatsache, dass Menschenhandel zu zeitge-
nössischen Formen von Sklaverei führt, ist mittlerweile 
unumstritten. Dennoch wurden konkrete internationale 
Regelungen zur Bekämpfung  erst in jüngster Vergan-
genheit geschaffen. 

Im Folgenden wird zunächst auf die rechtlichen Strate-
gien zur Bekämpfung von Menschenhandel und deren 
Schwachstelle eingegangen. Im Weiteren wird ein Über-
blick über die internationalen Verträge und Standards 
in ihrer historischen Entwicklung gegeben. Die Rege-
lungen sowie ihre Umsetzung in deutsches Recht wer-
den, insbesondere mit Blick auf die Berücksichtigung 
der Rechte der Betroffenen, vorgestellt und kritisiert. 
Zum Schluss wird die allgemeine rechtliche Situation 
Deutschlands und die Probleme der realen Durchset-
zung der bestehenden Rechte in den Blick genommen. 

Rechtliche Strategien zur Bekämpfung von Men-
schenhandel

Eine große Schwierigkeit in der Bekämpfung von Men-
schenhandel liegt aus menschenrechtlicher Sicht darin, 
dass das Phänomen immer noch vorwiegend als Krimi-
nalitätsproblem betrachtet wird. Strategien gegen Men-
schenhandel konzentrieren sich daher vor allem auf die 
Strafverfolgung. Die von Menschenhandel betroffenen 
Personen selber als Subjekte eigener Rechtsansprü-
4	 	 http://www.ilo.org/wcmsp5/groups/public/---
ed_norm/---declaration/documents/publication/wcms_090356.pdf.
5	 	 Siehe Fn. 2. 
6	 	 http://www.bka.de/lageberichte/mh/2009/
bundeslagebild_mh_2009.pdf.
7	 	 Dies zeigt sich bereits bei den abweichenden 
Erfahrungen von Beratungsstellen.

che kommen hingegen nur am Rande vor. Die Betroffe-
nen werden in erster Linie als Informationsquellen und 
potentielle Zeug_innen gesehen. Es gibt bisher keine 
ausreichenden Bemühungen, um die Rechte und Han-
dlungsmöglichkeiten von Betroffenen zu stärken: „[Na-
tional anti-trafficking policies] usually build on the mod-
el of three P‘s – Protection, Prevention and Prosecution 
(with great emphasis on prosecution) without adequate 
consideration for the three R‘s – Rehabilitation, Rein-
tegration and Redress for victims.“ (Joy Ngozi Ezeilo, 
Special Rapporteur of the United Nations on Trafficking 
in Persons vor der UN General Assembly am 13. Mai 
2009).8 

Trotzdem gab es mittlerweile einen Wechsel in der 
Rechtsetzung in Bezug auf Menschenhandel. Während 
der Entwicklung des Übereinkommens des Europara-
tes zur Bekämpfung des Menschenhandels (dazu unten 
mehr) war es das erklärte Ziel, die Menschenrechte der 
Betroffenen in den Mittelpunkt zu stellen. Auch wenn 
dieses Ziel nicht vollständig erfüllt wurde, stellt dies ei-
nen Fortschritt innerhalb der rechtlichen Situation dar. 

In Deutschland mangelt es bisher bereits an der Rati-
fizierung der bestehenden Dokumente. Die rechtliche 
Situation der Betroffenen ist daher nach wie vor nicht 
zufrieden stellend. Auch in Bezug auf die existierenden 
Rechte hapert es an Möglichkeiten für eine tatsächliche 
Durchsetzung (dazu unten mehr).

Das Sklavereiverbot als Menschenrecht 

Das Sklavereiverbot gehört als eines der ältesten und 
anerkanntesten Menschenrechte zum völkergewohn-
heitsrechtlichen Mindeststandard. Diesem Kernbestand 
kommt sogar die Qualität von jus cogens (zwingendem 
Völkerrecht) zu, dem sich kein Staat entziehen kann. 
Das Anti-Sklaverei-Übereinkommen stammt aus dem 
Jahr 1926 und stellt somit eines der ältesten menschen-
rechtlichen Dokumente dar, das bereits vor der Allge-
meinen Erklärung der Menschenrechte von 1948 und 
den zwei wichtigen Menschenrechtspakten von 1966 
(Pakt über bürgerliche und politische Rechte (IPBPR), 
Pakt über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte 
(IPWSKR)) entstanden ist. 

Die Allgemeine Erklärung der Menschrechte (AEMR) 
wurde von der UN-Generalversammlung am 10.12.1948 
verabschiedet und enthält in Art. 4 das Verbot der Skla-
verei. Die AEMR ist rechtlich an sich nicht verbindlich. 
Viele ihrer Bestimmungen sind mittlerweile jedoch ge-
wohnheitsrechtlich anerkannt. Vor allem diente die Er-
klärung als Vorlage für die nachfolgenden Menschen-
rechtspakte. 

Art. 8 des IPBPR enthält ebenfalls das Verbot von Skla-
verei und Zwangsarbeit. Die Vertragsparteien verpflich-
ten sich, die Rechte des Paktes zu achten und in ih-
ren nationalen Rechtsordnungen anzuerkennen sowie 
innerstaatlich effektive Durchsetzungsmechanismen 
bereitzustellen. Die besondere Wichtigkeit des Sklave-
reiverbots lässt sich daran ablesen, dass es gemeinsam 
mit dem Recht auf Leben oder dem Folterverbot „not-
standsfest“ ist, d. h. dass es unter keinen Umständen 
eingeschränkt werden darf. 

Das Übereinkommen zur Beseitigung jeder Form von 
Diskriminierung der Frau von 1979, das  1982 in Kraft 
8	 	 Nachzulesen in Follmar-Otto, Petra; Rabe, Heike: 
Human Trafficking in Germany. Strengthening Victim’s Human Rights, 
2009, S. 11. 
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trat und dem mittlerweile 186 Staaten angehören legt in 
Art 6 fest: 

„Die Vertragsstaaten treffen alle geeigneten Maßnah-
men einschließlich gesetzgeberischer Maßnahmen zur 
Abschaffung jeder Form des Frauenhandels und der 
Ausbeutung der Prostitution

von Frauen“. Diese Verpflichtung ist jedoch sehr gene-
rell und es werden keine konkret zu ergreifenden Maß-
nahmen genannt. 

Die Europäische Konvention zum Schutze der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten (Europäische Men-
schenrechtskonvention, EMRK), die 1953 in Kraft trat, 
ist die bedeutsamste Konvention des Europarates. Das 
Verbot von Sklaverei und der Zwangsarbeit findet sich 
hier in Art. 4. 

Das Palermo-Protokoll

Obwohl das Verbot von Sklaverei bzw. Zwangsarbeit 
somit in vielen wichtigen Menschenrechtsdokumenten 
auftaucht, hat es lange gedauert bis zum ersten inter-
nationalen Dokument, das sich speziell auf Menschen-
handel bezieht. Das Zusatzprotokoll zur Verhütung, 
Bekämpfung und Bestrafung des Menschenhandels, 
insbesondere des Frauen- und Kinderhandels, zum 
Übereinkommen gegen die grenzüberschreitende orga-
nisierte Kriminalität (Palermo-Protokoll) aus dem Jahr 
2000 widmet sich zum ersten Mal explizit der Bekämp-
fung von Menschenhandel.9 

Dieses Protokoll wurde mit Hilfe des United Nations Of-
fice in Drugs and Crime (UNODC) ausgehandelt. Bereits 
dieser Ursprung macht deutlich, dass es sich nicht um 
ein Dokument handelt, bei dem der Schutz der Men-
schenrechte der betroffenen Personen im Mittelpunkt 
steht. Der Kampf gegen Menschenhandel steht hier 
vielmehr im Kontext der Bekämpfung von internationa-
ler organisierter Kriminalität. 

Nichtsdestotrotz brachte es einen großen Fortschritt mit 
sich: Art. 3 Abs. 1 des Protokolls enthält die erste inter-
national verbindliche Definition von Menschenhandel. 
Danach besteht der Tatbestand in der Regel aus den 
folgenden drei Elementen: einer Tathandlung in Form 
der Anwerbung, Beförderung, Verbringung, Beherber-
gung oder Aufnahme von Personen, einem Tatmittel in 
Form der Androhung oder Anwendung von Gewalt oder 
anderen Formen der Nötigung, Entführung, Betrug, 
Täuschung, Missbrauch von Macht oder Ausnutzung 
besonderer Hilflosigkeit oder Gewährung oder Entge-
gennahme von Zahlungen oder Vorteilen zur Erlangung 
des Einverständnisses einer Person, die Gewalt über 
eine andere Person hat, verbunden mit dem ausbeute-
rischen Zweck der Handlung. Der Geltungsbereich (Art. 
4) umfasst jedoch lediglich transnationale organisierte 
Kriminalität und damit solche Formen von Menschen-
handel nicht, die innerhalb von Staatsgrenzen und nicht 
im Rahmen von organisierter Kriminalität stattfinden. 
Die Definition greift daher zu kurz, um alle Formen von 
Menschenhandel ausreichend zu erfassen. 

Weiterhin enthält das Protokoll die Verpflichtung an alle 
unterschreibenden Staaten die relevanten Handlungen 
in ihren jeweiligen Strafvorschriften zu kriminalisieren. 

9	 	  Der (englische) Text des Protokolls findet sich 
unter folgendem Link: http://www.unodc.org/documents/treaties/
UNTOC/Publications/TOC%20Convention/TOCebook-e.pdf

Der zweite Teil des Protokolls beschäftigt sich mit Maß-
nahmen zum Schutz der Opfer von Menschenhandel. 
Dabei sind jedoch die Maßnahmen zum Schutz der Be-
troffenen nicht zwingend, sondern in das Ermessen der 
jeweiligen unterzeichnenden Staaten gestellt. Betroffe-
ne sollen Informationen über den Zugang zu Gerichts- 
und sonstigen behördlichen Verfahren bekommen, sie 
sollen darin unterstützt werden, bei Strafverfahren mit-
zuwirken und es sollen Möglichkeiten geschaffen wer-
den, Schadenersatzansprüche gegen den Täter durch-
zusetzen. Weiterhin sollen Maßnahmen ergriffen wer-
den, um Betroffenen Zugang zu geeigneter Unterkunft, 
Beratung, medizinischer, psychologischer und materiel-
ler Unterstützung usw. zu gewähren. 

Der dritte Teil enthält Maßnahmen zur Prävention und 
Verfolgung und sonstige Maßnahmen. Obwohl in die-
sem Teil auch Ursachen von Menschenhandel wie Ar-
mut und Chancenungleichheit benannt werden (Art. 9 
Abs. 4), sehen die konkreten Maßnahmen jedoch vor 
allem eine Erhöhung der Migrationskontrolle durch Ver-
stärkung der Grenzkontrollen und Erhöhung der Fäl-
schungssicherheit von Dokumenten vor. 

Das Protokoll enthält keinen Mechanismus zur Überwa-
chung der Umsetzung des Protokolls. 

Deutschland hat das Protokoll im Jahr 2006 ratifiziert. Im 
Zuge dessen fand eine Überarbeitung des Strafgesetz-
buches (StGB) statt, um Menschenhandel unter Strafe 
zu stellen. Es wurden jedoch keinerlei weiteren Schritte 
unternommen, um das Protokoll zu implementieren. Ins-
besondere wurden keine Maßnahmen zum Schutz der 
Betroffenen von Menschenhandel ergriffen. 

Übereinkommen des Europarates zur Bekämpfung 
des Menschenhandels

Auf europäischer Ebene trat 2008 das Übereinkommen 
des Europarates zur Bekämpfung des Menschenhan-
dels in Kraft.10 Es wurde bisher von 33 Staaten ratifiziert. 
Das erklärte Ziel während der Verhandlungen für das 
Übereinkommen war es, den Fokus auf den Schutz der 
Menschrechte der Betroffenen zu legen. 

Im ersten Kapitel enthält das Übereinkommen ebenfalls 
eine Definition von Menschenhandel, die im Wesentli-
chen auf der Definition des Palermo Protokolls aufbaut. 
Der Geltungsbereich des Übereinkommens ist jedoch 
größer: es bezieht alle Formen von Menschenhandel 
mit ein, unabhängig davon, ob er innerstaatlich oder 
grenzüberschreitend ist und unabhängig davon, ob er 
der organisierten Kriminalität zuzuordnen ist oder nicht. 
Damit stellt das Übereinkommen einen wichtigen Fort-
schritt weg von einer auf Strafverfolgung fokussierten 
Bekämpfung von Menschenhandel dar. 

Das zweite Kapitel enthält Maßnahmen zur Prävention 
von Menschenhandel und zur Zusammenarbeit. Interes-
sant hierbei ist vor allem Art. 5 Abs. 4 dem zu Folge jede 
Vertragspartei die erforderlichen geeigneten Maßnah-
men trifft, um Migration auf legalem Wege zu ermög-
lichen (durch die Verbreitung genauer Informationen 
durch die zuständigen Stellen über die Bedingungen für 
eine legale Einreise und den legalen Aufenthalt in ihrem 
Hoheitsgebiet). Hiermit erkennen die Parteien an, dass 
die Möglichkeit einer sicheren und legalen Migration  
eine Strategie zur Vorbeugung von Menschenhandel ist. 
Allerdings enthält das Übereinkommen keine Vorgaben 
10	 	  Die nichtamtliche Übersetzung findet sich unter: 
http://conventions.coe.int/Treaty/GER/Treaties/Html/197.htm
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zur Einführung einer bestimmten Form von legaler Mi-
gration. 

Der dritte Abschnitt ist übertitelt mit „Maßnahmen zum 
Schutz und zur Förderung der Rechte der Opfer unter 
Gewährleistung der Gleichstellung von Mann und Frau“. 
Art. 10 enthält die Verpflichtung, durch Bereitstellung 
von geschultem Personal zur Identifikation von Opfern 
von Menschenhandel beizutragen. Diese Maßnahme ist 
von besonderem Interesse, da es in der Mehrzahl der 
Fälle bereits an diesem ersten Punkt scheitert. Die Be-
troffenen, insbesondere von Arbeitsausbeutung, wer-
den bisher aufgrund des mangelnden Fachwissens der 
Kontrollbehörden noch selten identifiziert und vor allem 
als irreguläre Migranten und Migrantinnen oder Perso-
nen ohne Arbeitserlaubnis wahrgenommen. Wenn Opfer 
von Menschenhandel jedoch nicht als solche erkannt 
werden, können sie auch nicht die ihnen zustehenden 
Rechte in Anspruch nehmen. 

Art. 12 enthält Minimumstandards, um Opfer unabhän-
gig von ihrem Aufenthaltsstatus bei der psychischen, 
körperlichen und sozialen Erholung zu unterstützen. 
Betroffene, die einen Aufenthaltstitel haben (dazu ge-

hört auch ein nach Art. 14 des Übereinkommens erteil-
ter Aufenthaltstitel), haben weitergehende Rechte, die 
über eine medizinische Notfallversorgung hinausgehen. 
Art. 13 sieht eine sog. „Erholungs- und Bedenkzeit“ von 
mindestens 30 Tagen vor, wenn es konkrete Anhalts-
punkte dafür gibt, dass es sich bei der betreffenden Per-
son um ein Opfer handelt. Während dieses Zeitraums 
hat das (potentielle) Opfer Zeit sich zu erholen und/
oder eine fundierte Entscheidung darüber zu treffen, ob 
sie mit den zuständigen Behörden zusammenarbeitet. 
Während dieses Zeitraums darf keine aufenthaltsbe-
endende Maßnahme gegen sie vollstreckt werden. Von 
Nichtregierungsorganisationen wurde eine Mindestdau-
er von drei Monaten gefordert, welche in manchen euro-
päischen Ländern bereits vorgesehen ist.  

Gem. Art. 14 Abs. 1 erteilt jede Vertragspartei dem Opfer 
einen verlängerbaren Aufenthaltstitel, wenn mindestens 
einer der beiden folgenden Fälle vorliegt: 1. Die zustän-
dige Behörde ist der Auffassung, dass der Aufenthalt 
des Opfers aufgrund seiner persönlichen Situation er-
forderlich ist. 2. Die zuständige Behörde ist der Auf-
fassung, dass der Aufenthalt des Opfers für seine Zu-
sammenarbeit mit den zuständigen Behörden bei den 
Ermittlungen oder beim Strafverfahren erforderlich ist. 

Problematisch ist, dass kein Minimum für die Dauer des 
Aufenthalts vorgesehen ist und der Aufenthalt davon 
abhängig gemacht werden, ob die betroffene Person 
bereit ist, an einem Strafverfahren teilzunehmen. 

Art. 15 besagt, dass ausreichende nationale Regelun-
gen getroffen werden müssen, um Rechtsschutz und 
die Zahlung von Entschädigungen an die Opfer zu ge-
währleisten. Im vierten Kapitel sind Regelungen zum 
Strafrecht enthalten. So verpflichten sich die Parteien, 
wie auch durch das Palermo-Protokoll, Menschenhan-
del zu kriminalisieren. 

Kapitel 5 sieht die Einrichtung einer Expertengruppe 
vor („Group of Experts on Action against Trafficking in 
Human Beings”, genannt GRETA), welche die Durchfüh-
rung dieses Übereinkommens durch die Vertragspartei-
en überwacht. Die  Expertengruppe existiert seit dem 1. 
Januar 2009. Bisher sind jedoch noch keine Evaluatio-
nen veröffentlicht worden.11 

Positiv hervorzuheben an dem Übereinkommen ist der 
durchgehend gender-sensible Ansatz und die Orientie-
rung am Kindeswohl. Nachdrücklich zu kritisieren ist, 
dass  die Rechte der Opfer immer noch davon abhän-
gen, ob diese bereit sind, bei Strafvervolgungsmaßnah-
men mitzuwirken. Weiterhin sieht das Übereinkommen, 
obwohl es sich ausdrücklich  auf den Schutz der Rech-
te der Betroffenen konzentrieren will, Maßnahmen zur 
Stärkung von Grenzkontrollen und zur Erhöhung der 
Fälschungssicherheit von Dokumenten vor. Die entspre-
chenden Textpassagen entsprechen fast wortwörtlich 
denen des Palermo Protokolls. 

Das Übereinkommen wurde von Deutschland im Jahr 
2005 unterschrieben. Eine Ratifikation ist beabsichtigt, 
ein Entwurf für das Zustimmungsgesetz wurde jedoch 
bisher noch nicht in den Bundestag eingebracht.12 

Rechtliche Regelungen in der BRD

§§ 232, 233 Strafgesetzbuch (StGB) kriminalisieren 
Menschenhandel zum Zweck der sexuellen Ausbeutung 
sowie Menschenhandel zum Zweck der Ausbeutung 
der Arbeitskraft. § 395 Abs. 1 Nr. 4 Strafprozessordnung 
(StPO) gibt Betroffenen von Menschenhandel das Recht, 
am Strafprozess als Nebenkläger_in teilzunehmen. 

§ 25 Abs. 4a Aufenthaltsgesetz (AufenthaltsG) gibt das 
Recht auf die Erteilung eines vorübergehenden Aufent-
haltstitels. Die Erteilung dieses Rechts ist jedoch er-
stens davon abhängig, ob die betroffene Person bereit 
ist, in dem Strafverfahren als Zeugin/Zeuge auszusagen 
und zweitens von dem Umstand, ob die vorübergehen-
de Anwesenheit im Bundesgebiet für ein Strafverfahren 
von der Staatsanwaltschaft oder dem Strafgericht für 
sachgerecht erachtet wird. Gem. 26 Abs. 1 S. 3 Auf-
enthaltsG ist die Aufenthaltsgenehmigung in Fällen von 
Menschenhandel in der Regel für die Dauer von sechs 
Monaten zu erteilen und zu verlängern. Die Aufenthalts-
genehmigung soll gem. § 52 AufenthaltsG entzogen 
werden, wenn die/der Betroffene nicht (mehr) bereit ist, 
in dem Strafverfahren mitzuwirken. Das Abhängigma-
chen von Aufenthaltsrechten von der Mitwirkungsbe-
reitschaft im Strafverfahren führt dazu, dass Betroffene, 
die nicht aussagen können (beispielsweise auf Grund 
eines Traumas) oder die z. B. aus Angst vor den Tä-
11	 	  http://www.coe.int/t/dghl/monitoring/trafficking/
Docs/Monitoring/GRETA_en.asp
12	 	   http://www.bundestag.de/dokumente/
analysen/2010/Menschenhandel.pdf
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ter_innen nicht aussagen wollen oder deren Aussagen 
als für strafrechtlich nicht relevant erachtet werden, ent-
weder ausreisen müssen bzw. abgeschoben werden, 
in die Illegalität gehen oder in eine neue Abhängigkeit 
gehen bzw. dort bleiben. Die aufenthaltsrechtlichen Re-
gelungen werden der Situation von Betroffenen und den 
besonderen Bedürfnissen nicht gerecht und sind somit 
völlig unzureichend. Die Regelungen stehen außerdem 
nicht im Einklang mit Art. 14 des Übereinkommens des 
Europarates, welcher vorsieht, zumindest auch dann 
eine Aufenthaltstitel zu erteilen, wenn der Aufenthalt des 
Opfers aufgrund seiner persönlichen Situation erforder-
lich ist. Organisationen wie das Deutsche Institut für 
Menschenrechte fordern, schnellstmöglich Regelungen 
zu schaffen, die einen Aufenthalt für Betroffene auch für 
andere Zwecke – etwa der Durchsetzung von Lohn- und 
Entschädigungsansprüchen oder der Rehabilitation bei 
Traumatisierungen – ermöglichen.13 Außerdem müssen 
endlich Regelungen geschaffen werden, die grundle-
gende Rechte wie etwa das Recht auf Gesundheit, das 
Recht auf körperliche und psychische Integrität, die 
Einhaltung der strikten menschenrechtlichen Voraus-
setzungen des Freiheitsentzuges oder das Recht auf 
Zugang zu Rechtsmitteln und Entschädigung nicht von 
der Bereitschaft zur Mitwirkung als Zeugin oder Zeuge 
im Strafverfahren abhängig machen. 

Betroffene von Menschenhandel haben auf der Grund-
lage des deutschen Rechts in der Regel Schadenersatz-
ansprüche gegen die Täter_innen, die sie entweder im 
Zusammenhang mit einem Strafverfahren oder unab-
hängig davon in einem Zivilverfahren geltend machen 
können. Daneben kann ihnen unter bestimmten Voraus-
setzungen eine Entschädigung nach dem Opferentschä-
digungsgesetz zustehen. Gegen die Arbeitgeber_innen 
können die Betroffenen theoretisch den arbeitsgericht-
lichen Weg zur Durchsetzung von Lohnansprüchen be-
schreiten. Gerade die Durchsetzung dieser Ansprüche 
kann - neben dem rein finanziellen Aspekt - eine ganz 
wichtige Funktion im Hinblick auf die Wiederherstellung 
des Selbstwertgefühls der Betroffenen haben. Trotz der 
rechtlichen Möglichkeiten erhält in Deutschland der-
zeit nur eine bestimmte kleine Gruppe der Betroffenen 
von Menschenhandel eine Entschädigung oder kann 
bestehende Lohnansprüche gerichtlich durchsetzen. 
Dies liegt unter  anderem daran, dass die gerichtliche 
Geltendmachung von Entschädigungs- und Lohnan-
sprüchen Kosten verursacht. Vielen Betroffenen fehlen 
hierzu die Mittel. Die Länge solcher Verfahren ist zudem 
nicht absehbar. Dies kann eine psychische Belastung 
darstellen, da die betroffenen Menschen dauerhaft mit 
der Situation, mit der sie eigentlich abschließen möch-
ten, konfrontiert werden. Die Arbeitsmigrant_innen, die 
keine Aufenthaltsberechtigung und/oder Arbeitsgeneh-
migung haben, befürchten auf Grund von Meldepflich-
ten außerdem zu Recht negative Konsequenzen bei ei-
nem Kontakt mit staatlichen Behörden. Die Klageerhe-
bung bei den Zivil- oder Arbeitsgerichten ist für sie mit 
der Gefahr einer Meldung an die Ausländerbehörden mit 
der Folge einer direkten Abschiebung verbunden – es 
sei denn sie werden rechtzeitig als Betroffene von Men-
schenhandel identifiziert. 

Handeln gegen Menschenhandel 

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass Menschen-
handel ein zu wenig wahrgenommenes gesellschaftli-
13	 	 http://www.institut-fuer-menschenrechte.
de/fileadmin/user_upload/PDF-Dateien/Ergebnispapiere_
Zusammenfassungen_Hintergrundpapiere/ergebnispapier_studie_
menschenhandel.pdf

ches Phänomen mit großem Ausmaß ist. Dagegen sollte 
auf vielfältige Weise mit Stärke und Bestimmtheit ange-
gangen werden. Innerhalb der rechtlichen Situation sind 
international und national Fortschritte zu verzeichnen, 
jedoch werden die Rechte der Betroffenen immer noch 
nicht ausreichend berücksichtigt. 

Die Strategie bei der Bekämpfung von Menschenhan-
del muss notwendigerweise beinhalten jegliche Form 
von Abhängigkeit abzubauen. Somit könnte etwa ein 

sicherer Aufenthaltsstatus das Risiko, dass jemand in 
eine solche Zwangslage gelangt, erheblich verringern.14 
Wichtig ist es in jedem Fall die Opfer nicht einseitig zu 
stigmatisieren, sondern als Akteur_innen mit spezifi-
schen Interessen und Rechten zu begreifen. 

Der Bezug auf Menschenrechte ermöglicht eine beson-
dere Form der Skandalisierung, um Menschenhandel 
endlich sichtbarer zu machen. Durch diese Aufmerk-
samkeit kann öffentlicher Druck aufgebaut werden. 

Es deutet sich an, dass Menschenhandel ein Symptom 
für tieferliegende Machtungleichheiten ist. Wachsende 
Ungleichheiten zwischen Arm und Reich, ungleiche (ko-
lonial verursachte) Zugänge zu Ressourcen in Ländern 
des globalen Nordens/Südens, Armut und Perspektiv-
losigkeit, Nachfrage nach billiger Arbeitskraft und bil-
ligen Produkten, Diskriminierung von Migrant_innen, 
Erschwerung der Migrationsprozesse (Stichwort: „Fe-
stung Europa“), patriarchalische Unterdrückung sowohl 
in Herkunfts- als auch Zielländern sind einige der Fak-
toren, die zu Menschenhandel führen. Der Fokus auf 
Rechte Einzelner kann nicht ausreichen, wenn die Wur-
zeln dieses Problems nicht auch angegangen werden. 

-Hanna Uebach und Mehregan Aleyasin

Weitere Infos:

http://www.ban-ying.de/modernesklaverei/

http://www.institut-fuer-menschenrechte.de/de/pro-
jekt-zwangsarbeit-heute.html

14	 	 Genau in die falsche Richtung gehen jedoch 
die Bemühung der Bundesregierung bei der Bekämpfung der 
Zwangsheirat. Heiratsmigrant_innen erhalten erst nach einer 
sog. Ehebeistandszeit ein von ihrem/r Partner_in unabhängiges 
Aufenthaltsrecht. Dem Gesetzesentwurf zur Folge soll die Dauer 
dieser Zeit von 2 auf 3 Jahren erhöht werden. Näheres dazu auf der 
Webseite von Ban Ying e.V. (s. unten).
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R e s i d e n z p f l i c h t

Asylbewerberheim, der Landkreis ist auch nicht besser

Flüchtlinge in dem Land bleiben müssen, welches sie 
als Erstes betreten haben, nachdem sie eine europäis-
che Außengrenze passierten. Europaweit wurde diese 
Praxis zunächst mit dem Schengen-, anschließend den 
Dublin-Übereinkommen beschlossen und bekräftigt.

Für den Fall einer Einreise mit dem Flugzeug stehen an 
internationalen Flughäfen wie Frankfurt am Main oder 
München zentrale Sammelstellen bereit, die unlieb-
same Ankömmlinge wortwörtlich einsammeln und ohne 
großes Aufheben zurückschicken. 

Trotzdem schaffen es jährlich tausende Flüchtlinge von 
den Außengrenzen aus nach Deutschland, in der Hoff-
nung dem einen Elend zu entkommen, gelangen sie von 
einem Land ins nächste und dabei vielleicht auch nach 
Deutschland.

Ende Juli  traten die zwischen Berlin und Brandenburg 
abgestimmten Erlasse zur Lockerung der Residenzpfli-
cht in Kraft. Mit diesen sollen Asylbewerber_innen, die 
in einem dieser Länder gemeldet sind, Grenzübertritte 
wagen können, ohne Gesetzesverstöße zu begehen.

Innerhalb der europäischen Union gibt es eine Vielzahl 
an Instrumenten, um unliebsame Einwanderer_innen zu 
schikanieren (Dazu auch der “Rechtsweg ausgeschlos-
sen” Artikel auf Seite 14). Wer nicht schon an einer der 
Außengrenzen scheitert, auf den warten neben ökono-
mischer Benachteiligung noch viele kleine bürokratische 
Fallstricke .

Die einzige direkte Einreisemöglichkeit nicht eu-
ropäischer Flüchtlinge in die Bundesrepublik ist das 
Flugzeug, da Deutschland geografisch völlig von 
EU-Mitgliedsstaaten eingerahmt ist. Seit 1993 gilt 
in Deutschland die Drittstaatenregelung, wonach 
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Hier besteht seit 1982 die Residenzpflicht, ein europa-
weit einzigartiges Instrument, um Flüchtlinge zusätzlich 
zu schikanieren. Residenzpflicht heißt: Asylsuchende 
und Geduldete dürfen den Bezirk der Ausländerbehörde, 
in dem sie gemeldet sind, nicht verlassen (Rechtsgrund-
lagen für Asylsuchende: § 56 AsylverfG, für Geduldete 
§ 61 AufenthaltsG). Aus Sicht des Innenministeriums 
sprechen zuvörderst zwei Gründe für sie. Einerseits 
sorge sie dafür, dass sich Asylbewerber_innen über das 
Bundesgebiert verteilen und keine besonders schwere 
Last auf einzelnen, möglicherweise attraktiveren Kom-
munen läge, andererseits um das Asylverfahren zu er-
leichtern: Die Betroffenen sollen für die Behörde immer 
griffbereit sein. Die  Bewegungsmöglichkeiten der Men-
schen werden somit krass begrenzt und viele Landkre-
ise sind, unhöflich gesprochen, Einöden. Freund_innen, 
Partner_Innen oder eigene Kinder sind so oft unerreich-
bar, obwohl sie nur wenige Kilometer entfernt sind. 

Das Verlassen seines zugeteilten Landkreises ist eine 
Ordnungswidrigkeit, wer mehrmals  eine  Regional-
bahnstation aus dem zugewiesenen Landkreis heraus-
fährt begeht gar eine Straftat. Platt gesprochen ist vom 
Spreewald in die Oder-Neiße Region fahren ein biss-
chen wie Hausfriedensbruch. Dabei ist die Residenzp-
flicht nur eine Schikane unter vielen, die wie die mini-
male Grundsicherung, die Heimunterbringung und die 
Arbeitsverbote im Zusammenspiel ein enges Netz aus 
Abhängigkeiten weben, in welchem viele Menschen in 
Unselbstständigkeit  und Unfreiheit gehalten werden.
Um einen Landkreis doch einmal legal verlassen zu 
dürfen, muss eine Genehmigung eingeholt werden, bei 
deren Erteilung das Bundesamt  einen weiten Ermes-
sensspielraum hat (§ 57 AsylverfG). Folglich steht und 
fällt jede Reise mit der Entscheidung der Behörde.

Berlin und Brandenburg haben nun im letzten Jahr ein-
en Schritt zur Lockerung der Residenzpflicht getan: Es 
kann in beiden Ländern eine Dauererlaubnis beantragt 
werden, welche dazu  berechtigt, sich frei zwischen al-
len Brandenburgischen Kommunen und Berlin zu be-
wegen. Die Flüchtlingsräte in Berlin und Brandenburg 
begrüßen den Schritt, fordern aber gleichzeitig Nach-
besserungen, insbesondere was die Gründe für eine 
Nichterteilung anbelangt. 

So soll eine Genehmigung nicht erteilt werden, wenn 
der/die Antragssteller_in straffällig geworden ist. Aus-
drücklich genannt werden auch nicht weiterverfolgte 
Verstöße gegen das Betäubungsmittelgesetz: Der Besitz 
einer kleinen Menge Haschisch für den Eigengebrauch 
ist somit ein ausdrücklich genannter Grund für die Nich-
terteilung einer Genehmigung. 

Viel mehr Flüchtlinge wird jedoch eine andere Ausnahme 
betreffen, der Berliner Flüchtlingsrat spricht von bis zu 
fünfzig Prozent: Menschen, denen eine mangelnde 
Mitwirkung an dem Asylverfahren vorgeworfen wird, sol-
len keine Dauererlaubnis erhalten. Dieser Vorwurf kann 
vielen Betroffenen gemacht werden, es reicht aus, dass 
sie zum Beispiel keinen gültigen Pass vorlegen können 
oder nicht bei dessen Beschaffung helfen. Genügend 
Botschaften haben ja gar kein Interesse daran, einen 
Pass zu erteilen, so dass die Last auf die/den Asylbew-
erber_in zurückfällt. Auch in anderen Fällen bleibt den 
Behörden ein Ermessensspielraum, der ihnen lieber 
nicht gegeben werden sollte.  

Zumindest kein Grund zur Nichterteilung sind frühere 
Verstöße gegen die Residenzpflicht. Wie die Gerichte 
bei noch laufenden Verfahren über frühere Residenzpfli-
chtverletzungen urteilen, bleibt abzuwarten. Insgesamt 
spricht das Berliner Innenministerium von 8.000 Men-
schen, die von der Neuregelung Gebrauch machen kön-
nen.

Die Flüchtlingsinitiative THE VOICE kritisiert, dass die 
Residenzpflicht auf latentem Rassismus aufbaut. Sol-
ange es sich nur um eine Lockerung und keineswegs 
um eine Abschaffung der Residenzpflicht handelt, geht 
der Staat davon aus, dass Flüchtlingen nicht wie alle an-
deren europäischen Bürger_innen das Recht auf Bewe-
gungs- und Handlungsfreiheit quasi mit der Geburt mit-
gegeben wird, sondern es für sie ein fragiles Recht ist, 
welches erst durch tadelloses Verhalten und eine Prise 
Glück erworben werden kann.

Ähnliche Bestrebungen wie in Berlin und Brandenburg 
gibt es derzeit in Thüringen und Bayern, wo Asylbew-
erber_innen das Recht erhalten sollen, sich zumindest 
innerhalb von angrenzenden Residenzbezirken aufzu-
halten. Die Länder können das Asylverfahrensgesetz 
individuell flexibel handhaben, komplett aushebeln kön-
nen sie es jedoch nicht.

Der Erlass des Berliner Senats kann im Internet eingese-
hen werden:

ht tp : / /www.ber l in .de/sen/ inneres/presse/ar-
chiv/20100728.1210.304381.html 

Zu dem Thema vor allem praktisch arbeitende Gruppen 
sind:
	 Der Berliner Flüchtlingsrat
		  www.fluechtlingsrat-berlin.de
	 Die ARI (Antirassistische Initiative)
		  www.anti-rar.de/

- Bonnie
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Vor zwei Monaten gründete sich am Fachbereich Jura 
die nicht-öffentliche „Arbeitsgemeinschaft Studien-
strukturreform“ (AG), deren Aufgabe es ist, möglichst 
schnell einen beschlussfähigen Vorschlag für eine kom-
plett neue Studien- und Prüfungsordnung zu erstellen. 
Die AG war zunächst mit 8 Professor_innen sowie dem 
Studiendekan Herrn Fijal besetzt. Erst nach vehementer 
Nachfrage gab es für die Statusgruppen der wissen-
schaftlichen Mitarbeiter_innen und Studierenden jew-
eils auch einen Sitz.

Grund für die Reform ist der Wunsch nach Leis-
tungssteigerung und höheren Abschlussquoten, um 
noch nicht gestellten Rahmenbedingungen vorauszue-
ilen, am Besten noch vor dem Wintersemester 
2011/2012. Die Umsetzung bedeutet einen weiteren tie-
fen Einschnitt in Umfang und Qualität der Lehre und die 
Vorbereitung auf das Staatsexamen.

Übersicht über den Stand der bisher geplanten Änder-
ungen:

Grundstudium
Für die Zwischenprüfung werden nur noch fünf - statt 
wie bisher dreizehn - Prüfungsleistungen angeboten, 
die alle zu bestehen sind.

- Jeweils eine Abschlussklausur im bürgerlichen Recht, 
öffentlichen Recht und Strafrecht. Diese sind nach dem 
2. Fachsemester abzulegen und umfassen den Stoff der 
ersten beiden Semester Alle drei müssen bestanden 
werden.
- Eine Abschlussklausur in Rechtsgeschichte (nach dem 
1. FS) und eine in Methodenlehre (nach dem 2. FS). Die 
propädeutische Hausarbeit soll in den Semesterferien 
zwischen 2. und 3. FS geschrieben werden.
- Für nicht bestandene Klausuren soll es zwei Wieder-
holungsversuche (während/am Ende der Semesterfer-
ien) geben.

Die verringerte Anzahl an angebotenen Klausuren be-
deutet weniger Übung für das Schreiben einer gu-
tachterlichen Klausur, welches bekanntermaßen nur 
durch viel Praxis zu erlernen ist. Zwei zeitnahe Wieder-
holungsversuche für die Klausuren wären grundsätzlich 
keine schlechte Idee, doch stellt sich die Frage, inwief-
ern diese Chance auch durch die Studierenden genutzt 
werden kann. Da die Zeit bis zum Klausurergebnis bish-
er immer sehr lange war (zusätzliches Geld für Korrek-
turen ist bisher nicht vorgesehen), ist fraglich wie viel 
Zeit zur Vorbereitung auf eine eventuelle Wiederholung 
bleibt – insbesondere parallel zum Schreiben der ersten 
Hausarbeit. Zumal diese „Übungsmöglichkeit“ auch nur 
jenen zur Verfügung stünde, die den ersten Klausurver-

Jura-Fachbereich abschaffen?
Ab jetzt nur noch mit dem privaten Repetitor und Fernlehre zum Staatsexamen?

such nicht geschafft haben. Bald durch absichtliches 
Nichtbestehen zur notwendigen Übung?

Hauptstudium
Die drei großen Übungen (Bürgerliches Recht, Öffentli-
ches Recht, Strafrecht) sollen beibehalten werden. Zu 
jeder angebotenen Pflichtvorlesung aus dem Haupts-
tudium (Familienrecht, Europarecht, Arbeitsrecht usw.) 
soll es nun Abschlussprüfungen geben. Es ist ange-
dacht, diese in Form so genannter e-examinations (ver-
mutlich Multiplechoicetests) anzubieten. Die technische 
Umsetzung wird bereits geprüft.
Durch die zusätzliche Prüfungsleistung wird der Druck 
parallel zu den Übungen erhöht. Die Frage ist: wozu das 
Ganze? Eine sinnvolle Examensvorbereitung ist mit dem 
Ausfüllen von Multiplechoicetests in keinem Fall erre-
ichbar!

e-learning
Es soll geprüft werden, inwieweit ein Ausbau des so 
genannten e-learning möglich ist. Geplant ist die schrit-
tweise Ersetzung der Anwendungskurse (AK) durch 
blackboard-Kurse.

Schwerpunkt
Künftig nur noch zwei Module statt wie bisher drei Un-
terschwerpunkten. Dabei soll ein Modul mit einer Ab-
schlussklausur und das andere mit einer schriftlichen 
Seminararbeit sowie einer mündlichen Prüfung abge-
schlossen werden. Dies würde folgendes Modell erge-
ben:
Modul 1: 4 Stunden Vorlesung im Wintersemester plus 2 
Stunden Übung im Sommersemester, Abschluss = Ab-
schlussklausur
Modul 2: 4 Stunden Vorlesung im Wintersemester plus 
2 Stunden Seminar im Sommersemester, Abschluss = 
Seminararbeit und mündliche Prüfung.

Zu jeder Vorlesung im Wintersemester sollen sowohl 
eine Übung als auch mindestens ein Seminar ange-
boten werden. Es wird über eine Vorverlagerung des 
Schwerpunktbereichs auf das 5./6. Fachsemester nach-
gedacht.
Die - propädeutische - Seminararbeit soll komplett 
gestrichen werden. Das bedeutet erstens kaum noch 
Möglichkeit, sich einmal länger mit einem zumindest et-
was freier wählbarem Thema zu beschäftigen. Zweitens 
heißt dies keinerlei Vorbereitungsmöglichkeit auf die 
Abschlussarbeit, die bereits mit 12% in die Wertung des 
Staatsexamen eingeht!

Zudem wurde über Zugangsbeschränkungen zu den 
Schwerpunktbereichen diskutiert.

Zu befürchten ist daher, dass einige noch nicht einmal 
mehr aus dem ohnehin ständig reduzierten Angebot frei 
ihren Schwerpunkt wählen können.

Dies war der Stand Juli 2010. Anfangs gab es die Ver-
mutung, dass das Projekt noch vor dem Wintersemester 
umgesetzt wird, doch bürokratische Hürden und Protest 
sorgten für Stillstand.

virale Werbung durch den Studiendekan
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Wenn es eine Sache gibt, in der sich alle Studierenden 
der Rechtswissenschaft einig sind, dann ist es die Tat-
sache, dass ihr Studium verdammt theoretisch ist. Nicht 
nur scheint sich die Jurisprudenz an den Fakultäten eine 
Seifenblasenwelt geschaffen zu haben, in der ein Gast 
namens “real life” eher ungern gesehen wird; nicht nur 
beherrscht die Dogmatik die Lehre, kommt die Praxis 
vor dem Referendariat kaum zum Zuge. Es bildet sich 
auch eine flächendeckende Abneigung gegen Einmis-
chungen aus der echten Welt. Ein Strafrechtsprofessor 
der Freien Universität soll seinen Erstsemestern erzählt 
haben, wie ein Freund ihn einmal auf eine Diskrepanz 
zwischen Gesetz und Realität hingewiesen habe, 
woraufhin er antwortete: “Die Realität? Damit, mein 
Lieber, habe ich schon lange nichts mehr zu tun.” Und 
das alles ausgerechnet in einem der wenigen Fächer, 
mit dem man in der Regel die gesamte Schullaufbahn 
über nicht in Kontakt kommt, in dem die meisten Stu-
dienanfängerInnen also nicht wissen, was sie eigentlich 
im Beruf erwartet. Kurz gesagt: Die Pflicht, im Laufe der 
Ausbildung mindestens 13 Wochen Praktikum zu ab-
solvieren1, ist ein Grund zum Feiern.

Jedenfalls könnte sie das sein, brächte nicht jedes 
Praktikum zwangsläufig die Gefahr mit sich, sich als 
Fortbildung in puncto Kaffeebrauerei zu entpuppen. 
Gerade in der Welt der Anwälte und Anwältinnen, also 
denen, die den direktesten und praxisnächsten Einblick 
in das drohende Berufsleben bieten, stellt sich nämlich 
das Problem der benötigten Qualifikation. Will heißen: 
Das eigentlich Interessante, wie das Entwickeln von 
Prozessstrategien, das Verhandeln vor Gericht oder 
das Gespräch mit MandantInnen, kann eben nur, wer es 
lange und theoretisch studiert hat. Die Versuchung, für 
PraktikantInnen dann anspruchslose Arbeitsbeschaf-
fungsmaßnahmen zu finden oder die ganzen ungeliebt-
en Jobs an sie weiter zu reichen ist dementsprechend 
gegeben, und nicht jede Kanzlei wird sich ausreichend 
bemühen, anspruchsvolle Tätitkeiten auch für  jüngere 
Semester zu suchen. Gleichzeitig ergibt sich für reflekti-
erte, kritische Menschen rasch die Schwierigkeit, sich in 
einer politisch tendentiell konservativen Wissenschaft 
und einem Berufsfeld, in dem offen linke Positionen 
lange gesucht werden müssen, zurecht zu finden.  Wie 
also findet man die richtigen Kanzleien? Wie sorgt man, 

Gruppenpraktikum

keine Freude in der Wirtschaftsgroßkanzlei
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auch ohne weitreichendes Vitamin B, für ein produktives 
und lehrreiches Praktikum?

Die Lösung nennt sich Gruppenpraktikum und wird 
regelmäßig zum Wintersemester vom Arbeitskreis 
Kritischer JuristInnen der Humboldt Universität, zuletzt 
in Zusammenarbeit mit den Kritischen Jurist_innen 
der FU, organisiert. Dahinter steht nicht nur die Idee, 
für einen Pool an Kanzleien zu sorgen, die ihre Prakti-
kumsstellen ernst nehmen und den PraktikantInnen et-
was zu bieten haben, sondern auch der Versuch, früh 
einen kritischen Zugang zur Rechtswissenschaft und 
juristischer Praxis zu ermöglichen. Dazu gehört natür-
lich auch die Frage, ob und wie in diesem Beruf eman-
zipatorische Positionen durchgehalten werden können, 
weshalb es sich bei den ausgewählten Anwältinnen und 
Anwälten in der Regel um Menschen mit einem solchen 
politischen Selbstverständnis handelt.

Von der sozialen Kälte, die man in einer Anwaltskanzlei 
zu Recht befürchten darf, ist hier nichts zu spüren, im 
Gegenteil. Darüberhinaus heißt die Veranstaltung nicht 
umsonst Gruppenpraktikum: Viele der Kanzleien bieten 
mehrere Plätze an, und neben dem Praktikum läuft ein 
ausführliches Vortragsprogramm, bei dem Rechtsan-
wälte und -anwältinnen über Themen wie Asylrecht, 
Datenschutz, Arbeitsrecht oder das politische Selb-
stverständnis im Berufsalltag sprechen. Das bedeutet, 
dass es viel Raum für den Austausch untereinander 
gibt, ein Bereich auf den hier großen Wert gelegt wird 
- man muss sich eben nicht, wie an der Universität oft 
genug suggeriert, alleine durchschlagen, sondern kann 
alle etwaigen Probleme oder Wünsche in der Gruppe 
besprechen.

Thematisch steht eine breitgefächerte Auswahl zur Ver-
fügung, vom Asyl- und Ausländerrecht über Datenschutz 
und Familienrecht bis hin zum Arbeits- und Strafrecht. 
Das Kontingent an linken Anwältinnen und Anwälten 
ist so groß und vielfältig wie in kaum einer anderen 
deutschen Stadt, und Berliner Studierende haben dazu 
das Glück, dass sich viele prominente Verfahren nunmal 
hier abspielen - plötzlich live an einem Fall beteiligt zu 

sein, über den man zuvor noch in der Zeitung gelesen 
hat, ist keineswegs ausgeschlossen.

Für viele stellt sich natürlich die Frage nach der richtigen 
Verteilung der Praktikumszeit auf das Studium - lohnt es 
sich zum Beispiel überhaupt, schon früh ein Praktikum 
zu absolvieren? Kann man mit Einsteigerwissen mehr 
tun als im Weg herum stehen? Ja, man kann. Es kann 
sehr hilfreich sein, gleich zu Beginn des Studiums einen 
Einblick in den Berufsalltag (jedenfalls, und das sollte 
nie vergessen werden, in eine von vielen Variationen 
davon) zu werfen. Um Studium und Beruf in ein Verhält-
nis miteinander setzen zu können, um herauszufinden, 
ob man die Jahre denn wirklich investieren möchte. 
Auch, um Kontakte zu knüpfen und sich den Einstieg 
leichter zu machen. Dass ein sehr frühes Praktikum von 
anderer Qualität sein wird als eines im fortgeschrittenen 
Verlauf bleibt unbestritten. Deshalb gibt es ja auch drei 
Monate davon. Die Tätigkeiten eines Erstsemesters 
werden andere sein als die eines Fünftsemesters, die 
Herausforderungen können sich nicht auf dem selben 
juristischen Niveau bewegen. Aber die hier und da ver-
tretene Überzeugung, in einem frühen Praktikum nichts 
lernen zu können, nichts verstehen zu können und zu 
nichts gut zu sein ist falsch. Der Lerneffekt wird im Ge-
genteil enorm sein, denn je weniger man weiß, umso 
mehr kann man lernen. Austausch und Vernetzung mit 
anderen Menschen kann man auch ohne abgeschloss-
ene Zwischenprüfung wagen.

Trotz allem: Auf keinen Fall sollte man sich von irgendwem 
hetzen lassen - es ist nicht nötig, im allgemein-univer-
sitären Gedränge um den schnellsten Abschluss mit-
zumischen oder seinen Lebenslauf so früh wie möglich 
mit allerlei Leistungsnachweisen zu verzieren. Wer aber, 
zu welchem Zeitpunkt des Studiums auch immer, einen 
Blick über den Tellerrand des Hörsaals werfen möchte, 
hat keinen Grund dies nicht zu tun.

Der Autor nahm nach seinem ersten Semester am Grup-
penpraktikum teil, machte dort viele wichtige Erfahrun-
gen, lernte interessante Menschen kennen und konnte 
sich weiter mit der immer präsenten Frage nach einer 
Verbindung von Politik und Rechtswissenschaft aus-
einandersetzen. Das nächste Gruppenpraktikum findet 
vom 28. 02. - 25. 03. 2010 statt. Achtet auf Ankündigun-
gen im Aushang und auf www.rechtskritik.de

böser Scherz von OSI-Studenten

Jura auf der Straße lernen
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Der diesjährige Winterkongress des Bundesarbeit-
skreises Kritischer Juragruppen (BAKJ) fand über das 
Wochenende vom 5. bis zum 7. November statt, und 
diesmal gebührte die Ehre der Wirkstätte Adornos und 
Horkheimers, der einzigen deutschen Stadt mit Sky-
line: Frankfurt am Main. Thema war das „Verhältnis von 
Emanzipation und Recht“, unter dem sich eine breite 
Vielfalt von Workshops subsumieren ließ. Die Loca-
tion, das Institut für vergleichende Irrelevanz, war ein 
angenehmer Ort für die inhaltliche Arbeit, der sich eben 
so zum gemeinsamen Essen, Feiern und schließlich 
zum Schlafen eignete. Am Freitagabend traf man 
sich zum Reden und Trinken im Klapperfeld, einem 
Kulturzentrum, das bis vor einigen Jahren noch ein 
Gefängnis gewesen war, wozu sich in dessen Keller-
räumen eine gelungene Ausstellung befand. Samstag 
fanden dann zwei dreistündige Workshopblöcke statt.

Zuerst sprach Sonja Buckel zu ihrer materialistischen 
Rechtstheorie und der Möglichkeit, hegemoniale 
Kämpfe in der Arena des Rechts progressiv zu nutzen; 
Kolja Möller stellte seine Kritische Systemtheorie 
vor, bei der es um eine Verknüpfung der klassischen 
Systemtheorie mit der Frankfurter Schule ging; bei 
Christian Schenk wurde über die Reformierung oder 
Abschaffung des Transsexuellengesetzes debattiert; 
und um die ambivalente Nutzbarkeit von Antidiskri-
minisierungsrechten zwischen Emanzipation und 
Festschreibung ging es bei Sarah Elsuni und Susanne 
Giessler.

Nach der Mittagspause startete Daniel Loick mit einer 
anspruchsvollen und literarischen Kritik von Polizei und 
Recht anhand von Walter Benjamin und Giorgio Agam-
ben; mit feministischen Positionen zum Recht setzte 
sich Lena Foljanty auseinander; Nadja Meisterhans 
analysierte die Rolle der Menschenrechte in der welt-
gesellschaftlichen Herrschaftspraxis; die Möglichkeit 
einer Emanzipation durch Recht erörterten Thomas 
Balzer und Alex Wagner; und Florian Rödel stellte die 
Kämpfe vor, die im Arbeitsrecht stattfinden.

Erholung gab es beim Abendessen, bevor dann Nikita 
Dhawan und Veit Bader auf dem Podium über „legal 
pluralism“ diskutierten; übrigens in doppelter Hinsicht 
lehrreich, denn geführt wurde das Gespräch auf Eng-
lisch. Und zur Belohnung für diesen inhaltsreichen Tag 
organisierte das Ladyfest Frankfurt die anschließende 
Party mit einem live Auftritt von „Elcasette“.

Trotzdem begann die letzte Phase am Sonntag zeitig, 
und Timo Tohidipur fragte nach den Potentialen der 
Europäischen Grundrechtecharta bei den Rechten 
Illegalisierter, Marei Pelzer sprach über die Regularis-
ierung von Papierlosen, wobei sie die kaum stattfind-
ende politische Debatte in Deutschland mit der Praxis 
im europäischen Umland verglich, während Kathrin 
Niedenthal die Anwält_innenpraxis aus linker Perspek-

tive darstellte.

Alles in allem war der Kongress ein voller Erfolg - in-
frastrukturell wohl versorgt konnte angeregt gearbeitet 
werden, durchweg auf hohem Niveau, und es stellte 
sich mal wieder das schöne Problem, zu viele interes-
sante Workshops zur Auswahl zu haben. Und das alles 
in freundlichster Atmosphäre. Vielen Dank dafür an den 
akj Frankfurt!

Wo der Sommerkongress 2011 angeboten wird, ist 
noch nicht vollständig geklärt, im Raum steht aber 
Wien - achtet auf Neuigkeiten auf www.bakj.de und 
natürlich unter www.rechtskritik.de.

B A K J - K o n g r e s s

Plakat des Kongresses
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Nach den Weihnachtsferien ist es wieder soweit: Der 
sonst so triste Weg zwischen Thielplatz und Hörsaal 
wimmelt plötzlich nur so von kunterbunten Flyern, die 
Bäume sind tapeziert mit Plakaten und das ein oder an-
dere Transparent verkündet seine Botschaft im Wind - 
es ist wieder Wahlkampf! Nur, für was eigentlich? Wer 
wählt wann wen, und warum? Die große Verwirrung geht 
Hand in Hand mit notorisch niedriger Wahlbeteiligung, 
dabei geht es kurz gesagt um das Mitbestimmungsre-
cht und die Vertretung aller Studierenden.

Gewählt wird dieses Jahr gleich auf zwei Ebenen - der 
studentischen und der akademischen Selbstverwaltung. 
Die studentischen Gremien sind der Fachschaftsrat und 
das Studierendenparlament, die akademischen Gre-
mien der Akademische Senat und der Fachbereichsrat.

Der Akademische Senat ist sozusagen das Parlament 
der gesamten Universität. Er entscheidet über den 
Haushaltsplan, die Zulassungszahlen (aus denen sich 
der numerus clausus ergibt), die Einrichtung und Entfer-
nung von Studiengängen und Fachbereichen, die Hoch-
schulentwicklung und Grundsätze zu Lehre, Studium 
und Forschung sowie die Sonderforschungsbereiche, 
Frauenförderpläne und die Einrichtung von Kommis-

sionen. In seiner erweiterten Form (dem erweiterten 
akademischen Senat) wählt er zudem den Präsident 
oder die Präsidentin und die Vizepräsident_innen.

Für akademische Gremien werden die Angehörigen der 
Universität in vier Statusgruppen geteilt: Professor_in-
nen, Wissenschaftliche Mitarbeiter_innen, Sonstige 
Mitarbeiter_innen und Studierende. Im Senat haben 
die letzten drei Gruppen jeweils vier Sitze, während die 
Profs dreizehn Sitze bekommen. Euch wird auffallen, 
dass das genau ein Sitz mehr ist als alle anderen Sta-
tusgruppen zusammen auf sich vereinen können. Das 
heißt, dass immer eine Mehrheit der Profs garantiert ist.

Warum das so ist, erklärt ein Urteil des Bundesverfas-
sungsgericht. Nachdem nämlich im Jahre 1968 an der 
FU tatsächlich die Drittelparität eingeführt wurde (da-
mals gab es nur drei Statusgruppen, und jede dieser 
Gruppen sollte gleich viele Sitze bekommen), machte 
sich die Angst vor einer kommunistischen Übernahme 
der Universitäten breit. 1973 entschied das BVerfG de-
shalb, dass, um die Freiheit für Forschung und Lehre 
aus Art. 5 des Grundgesetzes zu wahren, fortan immer 
eine Mehrheit der Profs bestehen müsse. Die univer-
sitäre Demokratie war gekippt und alle weiteren Bestre-

W a h l e n

hm lecker Kuchen

Plakat des Kongresses
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bungen (inzwischen für die Viertelparität) im Prinzip für 
verfassungsfeindlich erklärt worden.

Ähnlich sieht es deshalb auch im Fachbereichsrat 
aus. Die FU ist in zwölf solcher Fachbereiche und drei 
Zentralinstitute unterteilt. Damit werden verwandte 
Studiengänge zu organisatorischen Einheiten zusam-
mengefasst, so beispielsweise im Fachbereich Biolo-
gie, Chemie, Pharmazie oder im Zentralinstitut für Nor-
damerikastudien. Wir allerdings merken davon wenig, 
weil die Rechtswissenschaft einen eigenen Fachbereich 
ausmacht.

Im Fachbereichsrat sitzen sieben Profs und je zwei Mit-
glieder der anderen Statusgruppen. Der Fachbereich 
wählt das Dekanat, erlässt die Fachbereichssatzung 
sowie die Prüfungs- und Studienordnung und ist für Mit-
telvergabe und Einsetzung von Kommissionen (wie der 
Berufungskommission oder des Prüfungsausschusses) 
zuständig. Senat, erweiterter Senat und FBR werden 
jeweils alle zwei Jahre gewählt.

Für Studierende drehen sich die Wahlen auf der akad-
emischen Ebene nur um die Sitze, die der Statusgruppe 
der Studierenden jeweils zustehen. Das sind vier im 
Akademischen Senat und zwei im Fachbereichsrat. 
Zwar mag die festgeschriebene Profmehrheit desillu-
sionierend wirken, denn aufgrund der unverrückbaren 
Mehrheitsverhältnisse sind Möglichkeiten zur tatsächli-
chen Mitbestimmung so gut wie nicht vorhanden.

Es darf aber nicht vergessen werden, dass fast alle ak-
tuellen Entscheidungen durch diese Gremien gehen. Um 
also rechtzeitig informiert zu sein, ist es für die Studiere-
nden wichtig, dort vertreten zu sein. Zum einen missfällt 
es den Profs hin und wieder, wenn Beschlüsse mit zu 
knapper Mehrheit bzw. zu vehementen Einsprüchen ge-
fasst werden. Zum anderen ermöglichen es diese Infor-
mationen, uns frühzeitig selbst als Studierendenschaft 
gegen unliebsame Vorhaben in Stellung zu bringen und 
außerhalb der akademischen Gremien darüber zu ber-
ichten und dagegen zu protestieren.

Anders verhält es sich mit den studentischen Gre-
mien. Die Fachschaftsräte sind Institutionen, die mit 
einem bestimmten Budget ausgestattet werden und in 
die Studierenden ihre Vertreter_innen am Fachbereich 
wählen. Hier sitzen nur Studierende. Sie sollen Erst-
semesterbetreuung und Beratungen organisieren und 
insgesamt die Interessen der Studierenden am Fach-
bereich durchsetzen. An den meisten Fachbereichen 
sind die Fachschaftsräte inzwischen marginalisiert, 
denn sie werden als unnötiger Umweg empfunden. Die 
nirgends festgeschriebenen und basisdemokratischen 
Fachschaftsinitiativen, die für alle offen sind, kümmern 
sich in der Regel bereits ohne überflüßige Formalitäten 
und Wahlen um die Belange der in ihnen organisierten 
Studierenden.

Am Fachbereich Jura ist das alles natürlich nicht so ein-
fach, denn hier gibt es gleich zwei studentische Grup-
pen. Zum einen die Fachschaftsinitiative Jura, zum 
anderen die Kritischen Jurist_innen. Im Fachschaftsrat 
hält die FSI momentan sechs Sitze und wir einen. Auch 

der RCDS versucht, hier immer wieder mitzumischen, 
scheint dabei aber auf sehr wenig Interesse zu stoßen. 
Das Geld, das der studentischen Selbstverwaltung am 
Fachbereich zukommt, wird also zu großen Teilen von 
der FSI verwaltet. Der Fachschaftsrat wird jedes Jahr 
neu gewählt.

Ebenso das Studierendenparlament. Auch hier sitzen 
nur Studierende, allerdings können nicht wie beim FSR 
nur Listen des eigenen Fachbereichs gewählt werden; 
die Wahl ist universitätsweit. Die 60 Mitglieder des Par-
laments tagen einmal im Semester, beschließen den 
Haushaltsplan und wählen jedes Jahr den Allgemeinen 
Studierendenausschuss, den AStA.

Dieser ist das Kernstück der studentischen Selbstver-
waltung und besteht aus dreizehn Referaten zu den ver-
schiedenen Themen. Berliner Studierende sind außer-
dem eine verfasste Studierendenschaft. Das heißt, sie 
sind automatisch Mitglieder und zahlen 8,50 Euro im Se-
mester. Dieses Geld verwaltet der AStA und organisiert 
damit alle laufenden Geschäfte der Studierendenschaft: 
Soziale und wirtschaftliche Selbsthilfe der Studier-
enden, politische Bildung, ihre kulturellen und sportli-
chen Interessen, Vernetzung mit anderen Hochschulen 
und natürlich kümmert er sich um die Bedürfnisse der 
studentischen Organisationen selbst.

Die Wahl selbst verläuft für das Studierendenparla-
ment und den FSR als personalisierte Verhältniswahl, 
das heißt, Wahlberechtigte wählen eine bestimmte Per-
son. Jede Liste bekommt dann Sitze entsprechend der 
Anzahl der für sie abgegebenen Stimmen und verteilt 
diese dann gemäß den Stimmen der einzelnen Kandid-
ierenden.

Ausgewertet wird dabei nach dem sogenannten 
d’Hondt-Verfahren, bei dem die Stimmenanzahl der ein-
zelnen Listen zuerst durch eins, dann durch zwei und 
so weiter geteilt wird. Die zu verteilenden Sitze werden 
dann auf die höchsten Ergebnisse verteilt. Erhält die 
eine Liste also 300 Stimmen, die zweite 200 und die 
dritte 100, so erhält man nach dem ersten Durchgang 
(geteilt durch eins): 300 bzw. 200 bzw. 100, dann 
(geteilt durch zwei): 150 bzw. 100 bzw. 50 und dann 
(geteilt durch drei): 100 bzw. 66,6 bzw. 33,3. 
Gibt es nun sechs Sitze zu verteilen, nimmt man die 
sechs höchsten Ergebnisse: 300 (Liste A aus dem er-
sten Durchgang), 200 (Liste B aus dem ersten Durch-
gang), 150 (Liste A aus dem zweiten Durchgang), 100 
(Liste C aus dem ersten Durchgang), 100 (Liste B aus 
dem zweiten Durchgang) und nochmal 100 (Liste A aus 
dem dritten Durchgang). Liste A erhält folglich drei Sitze, 
Liste B erhält zwei Sitze und Liste C erhält nur einen 
Sitz. Es ziehen nun von jeder Liste die Kandidierenden 
mit den meisten Stimmen ein.

Nach einer Woche des Wahlkampfs werden vom 11. bis 
zum 13. Januar dann an verschiedenen Stellen Wahlka-
binen aufgestellt, in der Regel auch in der Wandelhalle, 
an denen sowohl für das Studierendenparlament als 
auch für den FSR abgestimmt werden kann. Die Wahl 
für den FSR endet allerdings bereits mit dem 12. Januar.

Bist Du hässlich, fett, krank oder fremd im Lande, bist Du von  
Sorgenfalten, Weltschmerz oder linksliberaler Gesinnung gepeinigt, 
trägst Du alternative oder Schickimicki-Kleidung – oder gar einen Ring 
im Ohr, studierst Du Publizistik, Pädagogik oder Theologie oder gar 
nicht, hast Du den Wehrdienst verweigert oder eine Freundin mit, die 
weder schön noch still ist, dann bleib lieber zu Hause. Du würdest so-
wieso nicht eingelassen werden.

Auszug aus der Einladung zu einer Party der Burschenscha� Germania, zi�ert nach Beyer, 
Anke u.a.:“…und er muss deutsch sein…“ Geschichte und Gegenwart der studen�schen 
Verbindungen in Hamburg, Hamburg 2000

„

Vorsicht Burschenscha�en!

Infoflyer gegen Burschenscha�en und andere 
studen�sche Korpora�onen

Seid aufmerksam!

Solltet Ihr auf Aktivitäten von Burschenschaften an der Univer-
sität aufmerksam werden, mehr über das Thema erfahren wol-
len oder versehentlich in einem Verbindungshaus gelandet sein, 
dann könnt Ihr Euch an uns oder an das Kommunikationsreferat 
des AStA wenden.

Kommunikationsreferat des AStA

Sprechzeiten: Dienstag 15 bis 16 Uhr
Kontakt: kommunikation@astafu.de

Kri�sche Jurist_innen

Kontakt: kritischejuristinnen@gmx.net
                  www.rechtskritik.de

Falls Ihr Interesse an unserer Arbeit habt, seid Ihr herzlich in un-
seren Raum am Fachbereich (Flachbau des Hauptgebäudes) oder 
zu unserem Plenum jeden 1. und 3. Dienstag im Monat im Pro-
jektraum Neukölln (Hermannstraße 48) eingeladen.
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Falls Ihr Interesse an unserer Arbeit habt, seid Ihr herzlich in un-
seren Raum am Fachbereich (Flachbau des Hauptgebäudes) oder 
zu unserem Plenum jeden 1. und 3. Dienstag im Monat im Pro-
jektraum Neukölln (Hermannstraße 48) eingeladen.

Bist Du hässlich, fett, krank oder fremd im Lande, 
bist Du von Sorgenfalten, Weltschmerz oder links-
liberaler Gesinnung gepeinigt, trägst Du alternative 
oder Schickimicki-Kleidung – oder gar einen Ring 
im Ohr, studierst Du Publizistik, Pädagogik oder 
Theologie oder gar nicht, hast Du den Wehrdienst 
verweigert oder eine Freundin mit, die weder schön 
noch still ist, dann bleib lieber zu Hause. Du würd-
est sowieso nicht eingelassen werden.

Auszug aus der Einladung zu einer Party der Burschen-
schaft  Germania, zitert nach Beyer, Anke u.a.:“…und er 
muss deutsch sein…“ Geschichte und Gegenwart der 
studentschen Verbindungen in Hamburg, Hamburg 2000

Besonders zum Anfang jedes Wintersemeters werden 
in Berlin und anderswo studentische Verbindungen ak-
tiv. Sie locken meist ErstsemestlerInnen mit günstigen 
Wohnungen in unmittelbarer Universitätsnähe, Spor-
tangeboten oder auch Vortragsveranstaltungen. Dabei 
gilt es jedoch vorsichtig zu sein, da Ihr sonst schnell 
in Verbindungshäusern landet, die mehr sind als bloße 
Lebensgemeinschaften. Dieser Flyer soll Euch einen 
kleinen Überblick über studentische Verbindungen in 
Berlin geben. 
In Berlin treten Verbindungen weniger offen auf als in 
anderen Städten, dennoch gibt es hier etwa 50 ak-
tive Burschenschaften, Landsmannschaften, Turner-
schaften und Corps. Was sie eint, sind neben divers-
en Ritualen das Lebensbundprinzip und vor allem ein 
sexistisches, völkisch-rassistisches und homophobes 
Weltbild. Äußerlich sind Burschenschafter in Berlin 
kaum zu erkennen, da sie selten öffentlich Farben tra-
gen (Band und Mützen in den Farben der jeweiligen 
Burschenschaft). Pflichtschlagende Burschenschafter 
sind an einer Wangennarbe, dem sog. Schmiss zu erk-
ennen. Der Schmiss ist eine während eines Fechtduells 
absichtlich zugefügte Verletzung im Rahmen eines als 
Mensur bezeichneten Initiationsrituals. Neben verein-

zelten öffentlichen Auftritten entfaltet sich die politische 
Aktivität Berliner Burschenschaften vor allem durch Vor-
träge in den jeweiligen Verbindungshäusern, wo dann 
auch Farben getragen werden.

Das Spektrum eingeladener Referenten reicht vom re-
chtskonservativen Friedrich Merz zum neonazistischen 
Holocaustleugner Horst Mahler, was die Scharnierfunk-
tion von Burschenschaften zwischen Bürgertum, der 
Neuen Rechten und Faschisten verdeutlicht. Frauen 
sind in Burschenschaften generell nicht erlaubt. Sie dür-
fen bei diversen Festen als Begleitung anwesend sein 
und auch sonst werden Frauen eher als Schmuckstück 
des Mannes angesehen. Burschenschaften propagieren 
ein radikales Männlichkeitsbild mit klar getrennten Auf-
gabenbereichen in einem dualen Geschlechtersystem 
von Mann und Frau. Gesellschaftliche Machtbereiche 
korrespondieren in diesem Verständnis mit vermeintlich 
männlichen Eigenschaften wie Stärke, Mut und logis-
chem Denken. Frauen haben in Machtpositionen nichts
verloren, sie verkörpern in diesem Denken das schöne, 
aber schwache Geschlecht, welches für den Nachwuchs 
des so bezeichneten deutschen Volkskörpers sorgen 
soll. In einigen (vor allem katholischen) Verbindungen 
sind Frauen seit einigen Jahren jedoch erlaubt, um dem 
teilweise enormen Mitgliederschwund entgegen zu wirk-
en. So kam es auch zu Gründungen von Damenschaf-
ten, welche jedoch eine untergeordnete Rolle spielen.

Auch Menschen, die nicht der gesellschaftlichen Vor-
gabe der Heterosexualität entsprechen, werden aus-
gegrenzt und diskriminiert. Alternative Sexualität-
skonzepte wie Homo-, Bi- oder Transsexualität werden 
als Bedrohung der eigenen Männlichkeit empfunden 
und infolgedessen als „fremd“ negiert, als „abnormal“ 
stigmatisiert oder vereinzelt gar gewaltsam angegriffen.

„Nation“ wird in Burschenschaften völkisch-rassistisch 
verstanden: nicht der Pass bestimmt über die Na-
tionenzugehörigkeit, sondern die Blutslinie. Die Idee 
des Volkes ist die eines monolithischen Gebildes, das 
sich gegenüber anderen Völkern territorial, kulturell und 
phänotypisch abgrenzt. Die Analogien zur Blut-und-
Boden-Ideologie des Nationalsozialismus sowie zum 
sog. Ethnopluralismus der NPD liegen auf der Hand. In 
der Folge werden AusländerInnen von Burschenschaf-
ten ausgeschlossen. Burschenschaften berufen sich 
dabei beständig auf das Wartburgfest im Jahre 1817, 
das als Geburtsstunde eines deutschen Nationalstaates 
angesehen wird. Hierbei wurden jüdische, antinationale 
und als reaktionär deklarierte Schriften verbrannt. Die 
meisten Burschenschaften betrachten Österreich als 
Teil Deutschlands und erkennen die Oder-Neiße-Grenze 
nicht an. Burschenschaften folgen dem Lebensbund-
prinzip, das eine lebenslange Mitgliedschaft und keine 
Form des Ausstiegs vorsieht. „Alte Herren“ bilden Seils-
chaften zu den Studenten und sorgen für Schulungen, 
um Burschenschafter auf kommende Führungsaufga-
ben vorzubereiten. Aussteiger aus Burschenschaften 
berichten von gezielter sozialer Isolierung der Neumit-
glieder, um sie enger an die Gruppe zu binden.

Vorsicht Burschenschaften

Bist Du hässlich, fett, krank oder fremd im Lande, bist Du von  
Sorgenfalten, Weltschmerz oder linksliberaler Gesinnung gepeinigt, 
trägst Du alternative oder Schickimicki-Kleidung – oder gar einen Ring 
im Ohr, studierst Du Publizistik, Pädagogik oder Theologie oder gar 
nicht, hast Du den Wehrdienst verweigert oder eine Freundin mit, die 
weder schön noch still ist, dann bleib lieber zu Hause. Du würdest so-
wieso nicht eingelassen werden.

Auszug aus der Einladung zu einer Party der Burschenscha� Germania, zi�ert nach Beyer, 
Anke u.a.:“…und er muss deutsch sein…“ Geschichte und Gegenwart der studen�schen 
Verbindungen in Hamburg, Hamburg 2000

„

Vorsicht Burschenscha�en!

Infoflyer gegen Burschenscha�en und andere 
studen�sche Korpora�onen

Seid aufmerksam!

Solltet Ihr auf Aktivitäten von Burschenschaften an der Univer-
sität aufmerksam werden, mehr über das Thema erfahren wol-
len oder versehentlich in einem Verbindungshaus gelandet sein, 
dann könnt Ihr Euch an uns oder an das Kommunikationsreferat 
des AStA wenden.

Kommunikationsreferat des AStA

Sprechzeiten: Dienstag 15 bis 16 Uhr
Kontakt: kommunikation@astafu.de

Kri�sche Jurist_innen

Kontakt: kritischejuristinnen@gmx.net
                  www.rechtskritik.de

Falls Ihr Interesse an unserer Arbeit habt, seid Ihr herzlich in un-
seren Raum am Fachbereich (Flachbau des Hauptgebäudes) oder 
zu unserem Plenum jeden 1. und 3. Dienstag im Monat im Pro-
jektraum Neukölln (Hermannstraße 48) eingeladen.
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“ Mit 16.000 Mitgliedern ist die Berliner Polizei die größte 
Menschenrechtsorganisation der Stadt.”

- Michael Purper, Gewerkschaft der Polizei

por minha amorada nina 


